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Der Austritt aus dem Völkerbund und der Glen. 


Was die Anderen an der Politik des Führers immer: wieder in. 


Erstaunen verſetzt und verwirrt, das iſtder Mut zu Sroßzügig- 
keit und Geradheit im Handeln. Dieſen Mut hat der 
Sührer hundertfach im innerpolitiſchen Machtkampfe bewieſen, unbe- 
kümmert darum, ob böswilliger Unverſtand oder gut gemeinte Kritik 


ihm „Überheblichkeit in Fordern“ und gar „Mangel an taktiſcher 


Geschmeidigkeit“ glaubten vorwerfen zu müfſen. Der Erfolg iſt 
schließlich, allen Mießmachern und Beſſerwiſſern zum Crotz, immer 
wieder die beſte und unwiderleglichſte Rechtfertigung für ihn geweſen. 
Das hat ihm als dem Führer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung ſelbſt 
in den ſchwierigſten Augenblicken des 
inneren Machtkampfes die Gefolg— 
ſchaft der Maſſen geſichert; und das 
jichert ihm als dem Kanzler des 
Deuiſchen Reiches auch die Ge- 
folgſchaft.der Nation in dem 
Augenblicke, in dem er es für not 
wendig hält, der deutſchen 
Außenpolitik durch den 
Austritt aus dem Völker- 
bunde und aus der Ab- 
rüſtungskonferenzeine ent- 
ſcheidende Wendung zu 
geben. . . 
Durch den Entschluß, des Führers 
wurde eine unerträglich ge- 
wordene Spannung vom deut- 
jchen Volke genommen. Die inter⸗ 
nationale Situation, die hoffnungslos 
verfahren ſchien, wurde mit einem 
Schlage geklärt. Deutschland war auf 
die Abrüſtungskonferenz zurückge- 
kehrt, als die Mächte ihm in feier- 
licher Form die Gleichberech-⸗ 
tigung auf wehrpolitiſchem 
Gebiete zugejJagt hatten; aber 
es hatte keinen Sinn mehr für 
Deutſchland, dort Verhandlungen 
weiterzuführen, die zur Ergebnis- 
lofigkeit verurteilt ſein mußten, nach- 


tändigt hatten, daß Deutſchland nicht 
ein zweimal gegebenes Verſprechen 
eingelöſt, ſondern ein neues Diktat 
auferlegt werden ſolle. Deutſchland 
war in den Völkerbund eingetreten 
im Vertrauen darauf, in ihm ein In— 
trument für die Überwindung des im 
Verſailſes geſchaffenen Gegenſatzes 
zwiſchen „Siegern“ und Beſiegten zu 
finden, aber es iſt für Deutſch- 
unmöglich geworden, wei- 
terhin einer Inſtitution 
anzugehören, die ſich mehr 
und mehr als eine Be- 
laſtung für den Frieden 
herausgeſtellt hat. Deutjch- 
land bat ſich, indem es aus dem 


„„Neichsſtatthalter General Ritter von Epp, 
Mitglied des Führerrates des Bundes Deutscher Offen. 
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Völkerbund ausgetreten iſt, von der geſchloſſenen Front 
Jeiner Gegner abgeſetzt, nicht um ſich gänzlich zurückzu- 
ziehen, ſondern um ſich, mit einzelnen von ihnen auf einer 
a ee Plattform, die beſſere Verſtändigungsausſichten bietet, zu 
treffen. 

Das Ausland iſt ſich einig darüber, daß der Auszug 
Doutſchlands aus Senfeines der ſchwerwiegendſten 
politiſchen Sreigniſſe der Nachbriegszeit if. Es 
bemerkt, daß Deutſchland mit unbeugſamer Konjeguen; an ſeiner 
Gleichberechtigungsforderung feſtzuhalten gedenkt, daß der Völkerbund 
in ſeinem Beſtande bedroht iſt, und 
daß die Abrüſtungskonferenz nicht in 
dem erwarteten Sinne fortgeführt 
werden kann. Teils nahm es dieſe 
Tatſachen mit ratloſer Beſtürzung zur 
Kenntnis und teils bemühte es ſich, 
Deutjchland in der gewohnten Weile 
die Schuld am Scheitern der Genfer 
„Sriedensbemühungen“ in die Schuhe 
zu ſchieben. Teils glaubte es, die 
weitere Entwicklung „ruhig abwar- 
ten“ zu können und teils meinte es, 
jetzt mit Gewalt auftrumpfen zu 
müſſen. So verſchieden im Auslande 
die Urteile über die Gründe und Fol- 
gen des deutſchen Vorgehens ſind, ſo 
ſehr ſtimmen dieſe Urteile doch darin 
überein, daß ihnen jedes Verſtändnis 
für die tieferen Impulſe diefes Vor- 
gehens fehlt. Die Abkehr 
Deutſchlands von Genf iſt 
eine Abſage an die politi- 
chen Methoden des libera⸗ 
liſtiſchen Weſtens, deſſen typi- 
cher Exponent der Genfer Völker- 
bund iſt. Sie iſt eine Abſage an eine 
Politik, die auf den Beſchlüſſen un⸗ 
verantwortlicher Mehrheiten baſiert. 
Es widerspricht dem Anſehen einer 
ehrliebenden Nation, wenn den Dele- 
gierten einer internationalen Inſtitu— 
tion das Recht eingeräumt wird, über 
die moraliſche Qualität diefer Nation 
ein Urteil zu fällen. 

Es it notwendig, den Aus- 
tritt OPeutſchlands aus dem 
Völkerbunde mit der Se- 
jamtentwicklung des euro- 
päiſchen Oftens in Verbin- 
dung zu bringen. Wahrſchein- 
lich iſt es, daß der erſte Schrecken 
über das deutſche Vorgehen die au- 
deren Staaten veranlaſſen wird, ſich 
zur „Abwehr“ einer imaginären 
„deutſchen Gefahr“ wieder irgendwie 
enger zuſammenzufinden. Aber man 
darf eines nicht überſehen: Die 
Oft- und Südoſtſtaaten [ind 
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im Aufbruch begriffen: 
und geiſtig. Sie find zwar entjtanden aus der 
der franzöſiſchen Revolution; aber die 
Ideologie, die ſeit dem Ausgang des vorigen Jahrhunderts 
ihre intellektuellen Schichten beherrſcht hat, iſt im Erliegen. 
Frankreich hat dieſe Staaten Jahre hindurch durch Anleihen über 
Waſſer gehalten und ihre finanzielle Unſelbſtändigkeit als politiſches 
Druckmittel benutzt; ſeitdem aber der Goldſtrom verſiegt ift, und ſeit⸗ 
dem es offenſichtlich geworden ift, daß die Wirtſchaftsnot der öſtlichen 
Agrarländer nicht durch Parijer Kredite zu beſeitigen iſt, beginnt dort 
auch die Anhänglichkeit an Frankreich zu ſchwinden. Dazu kommt, 
daß dieſe Staaten ju der Pariſer Diplomatie — vor allem ſeit dem 
Abſchluß des Viererpaktes — nicht mehr das Vertrauen beſitzen, 
daß Frankreich ihnen im Salle einer akuten Gefahr beiſpringen wird. 
Auch trägt das wachjende Selbſtbewußtſein der lichen Politiker, 
die in immer größerer Zahl den nicht im franzöfiſchen Geiſte er⸗ 
zogenen Kreiſen entſtammen, mit dazu bei, daß dieſe Staaten den ver⸗ 
jtändlichen Ehrgeiz fühlen, eine Politik auf eigene Zauft 
zu betreiben. 

Polen fühlt ſich ſchon ſtark genug, ohne Rückfrage am 
Quai d’Orfay eine eigene Rußlandpolitik zu betreiben und in dem 
bisher unlösbaren Gegenſatz zwiſchen Moskau und Bukareſt die Volle 
eines Vermittlers und Schiedsrichters zu ſpielen. In den baltiſchen 
Staaten drängen Bewegungen zur Macht, deren Ideengut und 
politiſches Wollen weder an das Sorbonne noch auf dem Montmartre 
beheimatet find. Im Donauraum macht ſich ein ſteigender italie⸗ 
niſcher Einfluß bemerkbar. In den Kreiſen der Kleinen Entente 
iſt von dem Juſammenſchluß der verbündeten Heere die Rede. Und 
zwiſchen den Hauptſtädten des Balkans werden Fäden geſponnen, 
um durch die Ausräumung der alten Gegenſätze zu einer neuen 
Solidarität zu gelangen. Das ſind gewiß alles noch recht vage Ge- 
bilde und recht unvollendete Pläne, und man wird ſich hüten mülfen, 
ihre Bedeutung für die politiſche Praxis des Augenblickes zu über⸗ 


wirtſchaftlich, politiſch 
Ideenwelt 
nationaldemokratiſche 


ſchätzen, Unverkennbar ift aber in allen Oftftaaten 
der Drang, ſich von der franzöſiſchen Bevor- 
mundung zu emanzipieren. Es liegt nahe, den Auszug 


Deutſchlands aus dem Völkerbund mit dieſer Entwirklungstendenz der 
Oſtſtaaten in Parallele zu ſtellen. Beide Ereignifje entjpringen der 
Wi Abſicht: ſich politiſch vom Weſten zu löfen, und dem gleichen 
unſche: ſich auf ſich ſelber zu ſtellen und eine Politik zu betreiben, 
wie ſie den Notwendigkeiten des eigenen Naumes und des eigenen 
Volkstums entspricht. Damit iſt freilich noch keine praktiſche An⸗ 
näherung zwiſchen Deutſchland und den Oſtſtaaten gegeben. Denn den 
Bemühungen dieſer Länder um eine größere Selbſtändigkeit gegen⸗ 
über der Pariſer Diplomatie liegt ja ganz offenſichtlich und einge⸗ 
ſtandenermaßen zunächſt eine antideutſche Abjicht zu— 
grunde. Aber das Ergebnis der Bemühungen ijt, wenn ſie fortgeſetzt 
werden, am Ende doch dies: daß Frankreichs Hegemonie 
ſtellung im zwiſcheneuropälſchen Naume erſchüttert 
wir d. Dann aber wäre in der Cat einer der weſentlichſten 
Saktoren verſchwunden, der heute noch eine An- 
ea Deutſchlands an die Oftftaaten ver- 
indert. 
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Deutſchland hat Senf verlaſſen, um mit den Völkern, die ehrlich 
eine Verſtändigung wünschen, in um Jo engere B eziehbungen 
treten zu können. Was Deutſchland will, das wird am beſten 
vielleicht durch einen Hinweis auf das Danziger Vorgehen 
erklärt: Nachdem lich der Völkerbund in jahrelangen, ſchleppenden 
Verhandlungen als unfähig erwieſen hatte, die ftetig anwachſende und 
Ichließlich ernſtlich den Frieden gefährdende Spannung zwiſchen der 
Freien Stadt und Polen zu löſen, hat der Danziger Senat in einem 
kühnen Anlauf den Verſuch zu einer Generalbereinigung der Streit- 
fragen mit Warſchau auf dem Wege direkter Verhandlungen 
ohne Inanſpruchnahme der Genfer Inftitution unternommen, — mit 
dem Erfolg, daß man den Frieden in dieſem am meiſten gefährdeten 
Teile Europas vorerſt als geſichert anſehen kann. Wie Danzig bei 
dieſem Verſuch eindeutige Beweiſe ſeines Verſtändi⸗ 
ungswillens gegeben hat, ſo iſt auch Deutſchland in entſprechender 
eiſe hierzu bereit. Die Reichsregierung hat in ihrer Kundgebung 
vom 14. Oktober die deutſche Bereitſchaft betont, 
„durch den Abſchluß von kontinentalen Nicht- 
angriffspakten auf längſte Sicht den Frieden 
Europas licher fuſtellen“. Es gehört viel Unverfrorenheit 
dazu, angeſichts dieſes Angebotes von einer Kriegsdrohung a ſprechen, 
wie dies 3. B. im Krakauer „Slufte. Kurj. Codz. und im Warſchauer 
„ABC“ geſchehen iſt, wo davon die Nede war, daß die Entscheidung 
Hitlers „ein neues Unwetter in Europa verkünde“ und daß „ein neuer 
Weltkrieg unvermeidlich“ wäre, „wenn die Weftmächte ſich auch heute 
noch nicht dazu aufraffen könnten, eine einheitliche Front gegen Deutfch⸗ 
land zu bilden“. Gerade die Polen, die das deutſche Ver⸗ 
handlungsangebot ja am meiften angeht, ſcheinen in der erſten Be⸗ 
ſtürzung vollkommen die Nerven verloren zu haben. Ihre Preſſe bot 
ein Bild beklagenswerter Ratlofigkeit und verſtändnisloſer Gereiztheit. 
Und dabei haben gerade fie am allerwenigſten Anlaß, ſich 
über die neue Wendung der deutſchen Politik zu 
erregen. Wie oft haben ſie über den Völkerbund, wenn ſie dort 
auf der Anklagebank ſaßen, gefchimpft! Wie oft haben Jie erſt wieder 
in letzter Zeit, als fie ihren Nichtangriffspakt mit den Sowjets ab 
ſchloſſen, von den Deutschen ein ähnliches Entgegenkommen verlangt! 
Und wie oft haben fie ſich über die angebliche Weigerung Deutfch- 
lands, mit ihnen einen Handelsvertrag abzuschließen, beklagt! Und 
jetzt, wo Deutſchland aus dem Völkerbund herausgeht, wo es ihnen 
einen Pakt anbietet und mit ihnen über ein Wirtſchaftsabkommen 
verhandelt, — da ſcheinen fie mit einemmal Angſt vor ihrer 
eigenen Courage zu haben. Jetzt find fie durch die Großzügig⸗ 
keit und Geradheit der nationalſonaliſtiſchen Initiative verwirrt, die 
den Mut hat, gerade dort eine Entſcheidung ju 
en, wo fich die auf dem Genfer Parkett der- 
Jierten Diplomaten am allerwenigften hingetraut 
hätten: im Oſten. Die Reichsregierung und das deutſche Voll 
ſind entſchloſſen, alles zu tun, was geeignet iſt, den Frieden zu ſichern. 
Aber ſie fordern, wie es in der Kundgebung der Neichs regierung 
heißt, daß in den Verträgen, die fie abzuschließen bereit find, jenes 
Map an Sicherheit gewährt wird, das notwendig iſt, um der deutjchen 
Nation Ruhe und Freiheit zu friedlicher Arbeit zu nn 
Dr. Kredel. 


Dollfuß und die Legitimiſten. 


Die nationalſozialiſtiſche Bewegung ſteht auf dem Standpunkt, daß 
die Sührer der ihr feindlichen Parteien nicht bedeutend genug 
lind, um mit Hewalt aus dem Wege geräumt werden ju müſſen. 
Sie ift der Anſicht, daß der Terror nicht das geeignete 
Mittel iſt, um zu dem Siel zu gelangen, das ſie ſich vorgeſteckt 
hat, nämlich ein in Parteien und Sntereſſentengruppen zerjplittertes 
Volk zu einer großen Gemeinſchaft zuſammenzufügen. Auch pflegt 
die nationalſozialiſtiſche Bewegung das, was ſie vorhat, durch ge⸗ 
eignete Kräfte und gründlich durchführen zu laſſen. Und 
schließlich hat fie nicht das geringſte Intereſſe daran, daß ihren Gegnern 
die Chance gegeben wird, ſich als Märtyrer aufjpielen zu 
können. Mit dieſen Feſtſtellungen erledigt ſich wohl die Diskulſion 
über die von deutſchfeindlicher Seite ausgeſtreute Behauptung, die 
hationaljozialiftiiche Bewegung ſei die Urheberin des Attentates auf 
den Bundeskanzler Dr. Engelbert Dollfuß geweſen. Laſſen Umſtände 
und Folgen des Attentates nicht vielmehr vermuten, 10 zum mindeſten 
deſſen mittelbare Anfifter in den Rreijen um Feu 
und Starhemberg zu ſuchen ſind? Warum haben es denn die 
Wiener Negierungsleute Jo eilig gehabt, den Chef der Wiener Staats- 
polizei, Hofrat Dr. Hederich, aus ſeinem Amt zu entfernen, als 
dieſer in Erfüllung feiner Amtspflicht ſich nicht davon abbringen ließ, 
die Verbindungen des Attentäters zu den legitimiſtiſchen Kreiſen zu 
unterſuchen? 


Dollfuß hat feinen „Denkzettel“ erhalten. Er iſt ſchon vorher der . 


Gefangene feiner legitimiſtiſchen „Freunde“ geweſen; ihnen zuliebe hat 
er mit den Landbündlern gebrochen und hat er den linken Flügel der 
Chriſtlich - Sozialen düpiert. Nach außen erſcheint Doltfuß als 
Sieger. Man hat ihn als Opfer eines ſchändlichen Verbrechens für 
die Preſſe im Schlafanzug photographiert, und Starhemberg ift zu 
ihm gekommen, um ihm ſeine Heimwehr zu „unterstellen“. In Wirk- 
lichkeit hat ſich Dollfuß in eine nur noch hoffuungsloſere Abhäugig⸗ 
keit von den habsburgiſchen Legitimiſten verstrickt. Es iſt wohl klar, 
ihm nichts anderes übrig bleiben wird, als die Politik derjenigen 
Rreiſe zu treiben, die allein noch bereit ſind, ihn gegen den Wider- 


ftand des Volkes zu halten. Bezeichnend für die politiſche Situation, in 
der lich Dollfuß befindet, iſt das Telegramm, das er nach dem Attentat 
von dem Sohne der kaiferlichen Landesverräterin Gita erhielt: „Kaiſerin 
und ich“, heißt es darin, „danken aus ganzem Herzen Gott, der Oſter⸗ 
reichs tapferen Streiter meiner Heimat erhielt... Ihr Blut iſt nicht 
umjonft für die Unabhängigkeit unſeres geliebten Vaterlandes ver⸗ 
goffen. Denn mit Gottes Hilfe wird die ſchmachvolle Tat Ölterreich 
und das ganze Volk in dem Wollen bestärken, feine geſchichtliche 
Million zu erfüllen, der meine Vorfahren ihr Leben gewidmet haben.“ 
Die Legitimiſten halten ihre Seit für gekommen. 
Während Sita verjucht, durch eine Heirat ihres Sohnes mit der 
jüngſten Tochter des italieniſchen Königspaares das Haus Savoyen am 
Schickſal des Hauſes Habsburg zu intereſſieren, beginnen in Ölterreich die 
legitimiſtiſchen Lakaien Stimmung für die Nückkehr ihres 
Herrſcherhauſes zu machen. Der Legitimiſtenführer, Oberſt 
Wolff, glaubte in einer Prefſekonferenz, zu der er die Vertreter 
der in- und ausländifchen Zeitungen geladen hatte, erklären zu können, 
die legitimiſtiſche Bewegung habe in Ölterreich ſchon fo ſtarke Fort- 
schritte gemacht, daß die "Öfterreicher „hoffen dürften, ihren Kaiſer 
in Wien früher begrüßen zu können, als es den Ungarn vergönnt ſein 
werde, ihren König in Budapeſt zu empfangen“. In Wien ſei die 
Stimmung Jo, meinte der Legitimiſtenführer weiter feftjtellen zu können, 
daß es „nur noch eines Schrittes der Regierung“ bedürfe, um Jo weit 
zu ſein, „daß die kaiſerliche Familie anſtandslos nach Öfterreich zurück 
kehren könne.“ Man kann nicht erwarten, daß Höflinge über die 
Stimmung des Volkes gut informiert find oder überhaupt Wert darauf 
legen, ſich darüber zu informieren.“ Die Wahlen, die in dieſem Herbſt 
ftattfinden jollten, wurden verſchobeu. Cs kommt den Legitimiſten 
darauf an, Seit zu gewinnen. Sie hoffen, bei der allgemeinen Um- 
geſtaltung der politiſchen Dinge im Südosten einer Verwirklichung ihrer 
Pläne näher kommen zu können. Sie willen, daß der Sieg des Na⸗ 
tionalſozialismus in Öfterreich das Ende aller legitimiſtiſchen Hoff⸗ 
nungen iſt, da der Nationalſozialismus niemals zugeben wird, da 
dunaſtiſche Intereſſen noch einmal die deutſche Einheit zerreißen. 
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„Das Problem einer deutſch-polniſchen Zollunion.“ 


Im Sulammenhang mit der von Deutſchland angebahnten Wirt- 
ſchaftsperſtändigung mit Polen verdient eine kürzlich erſchienene Bro- 
ſchüre von Dr. Hans Kammler: „Das roblem einer 
deutſch-polniſchen Sollunjon“ (Verlag A. W. Kafemann, 
Danzig) Beachtung. Selbſtverſtäudlich kommt der Verfaſſer auf Grund 
feiner Unterſuchungen zu dem Ergebnis, daß ſich eine Sollunion zwiſchen 
Deutſchland und Polen ohne ſchwerwiegende nachteilige Folgen für beide 
Länder, insbefondere für Deutſchland, nicht durchführen ließe — ganz 
abgeſehen davon, daß für eine Sollunion diefer beiden Staaten jede 
pfuchologiſche Vorausfetzung fehlt, wie ſie beim Deut- 
Ichen Sollverein von 1834 beſtanden hat oder auch bei einer Sollunion 
zwifchen Deutſchland und Öfterreich vorhanden Jein würde: das Streben 
nach nationaler Einigung, die gleiche Kultur und Sprache, der gleiche 
Lebensstandard und die Gemeinſchaft geſchichtlichen Erlebens. Birt- 
Laue Momente allein fing nicht ſtark genug, um zwei Staaten für 

auernd in einer Jo engen wirtſchaftlichen Lebensgemeinſehaft beiein⸗ 

ander zu halten, wie fie durch die Beſeitigung aller handelspolitiſchen 
Hinderniſſe und durch die Notwendigkeit gemeinſamen wirtſchaftlichen 
Auftretens gegenüber dritten Staaten entſteht. 

Wie der Kammlerſchen Schrift zu entnehmen iſt, ſind, was das Ver⸗ 
hältnis zwischen Deutſchland und Polen anlangt, die Faktoren, die für 
eine Sollunion zu Sprechen geeignet find, viel zu ſchwach, um eine jolche 
Union überhaupt ernstlich in Erwägung ziehen zu können. Hans Kammler 
Itellt feſt, daß es eine Neihe von Gütern gibt, mit denen einerſeits Polen 
die deutſche und andererſeits Deutſchland die polniſche Wirlſchaft vor⸗ 
teilhaft zu ergänzen vermöchten. Das wäre nach Kammler, der ſich 
Berne ia heute bereits veraltete ſtatiſtiſche Angaben ſtützt, 2 B. der 
Sall bei Weizen, Gerſte und Hafer, bei Butter und Vieh, Kohle und 
Holz. Einer polniſchen Ausfuhr ſteht hier eine deutſche Einfuhr gegen- 
über. Aben die Ausfuhr des einen Landes ſtehtin gar 
keinem Verhältnis zur Einfuhr des anderen. Ent- 
weder reicht die Leiſtungsfähigkeit Polens nicht im entfernteſten aus, 
um den Bedarf Deutschlands zu decken, Jo daß dieſes trotz der Sollunion 
mit Polen doch noch audere Länder zur Einfuhr heranziehen wüßte. 
Oder aber der zum Export zur Verfügung ſtehende Produktionsüberſchuß 
ift Jo groß, daß er ben Bedarf Deutjchlands um das Vielfache überſteigt, 
Jo daß im lle einer Zollunion eine völlige Überſchwemmung des 
deulſchen Marktes eintreten würde. Bei der Ausfuhr Deutschlands 
nach Polen iſt es nicht anders. Auch hier klaffen die Exportleiſtung des 
einen Landes und der Importbedarf des anderen weit auseinander. 
Polen iſt beſtenfalls zur Aufnahme einiger weniger Prozent der deutſchen 
induſtriellen Selamtausfubr imſtande. wer 

Segenüber diejem offenſichtlichen Mißberhältnis von Produktions- 
überſchuß und Einfuhrbedarf bei den wichtigſten Waren fällt die Tat- 
lache wenig ins Gewicht, daß Deutſchland und Polen ſich hinſichtlich 
einiger Nohſtoffe und Erzeugniſſe tatſächlich zu beiderſeitigen Nutzen zu 
erganzen vermögen. Kammler ſtellt als Ergebnis ſeiner Betrachtungen 


ganz richtig folgendes feſt. Polen würde im Salle einer 
Sollunion den deutſchen Markt mit ſeinen Agrar ⸗ 
pro d uk ten überfluten es würde mit feinem für deutſche 
Produktionsverhäftniffe konkurrenzlos billigem Getreide und Vieh 
die deutſche Landwirtſchaft ſchwächen und damit 
Deutſchland hinſichtlich Jeiner Nahrungsmittel- 
verſorgung in eine bedenkliche Abhängigkeit vom 
Auslande bringen. Dieſer nicht nur wirtſchaftlichen, ſondern 
vor allem auch biologiſchen und politiſchen Schwächung Deutſchlands 
ſtände ein nur geringer Vorteil gegenüber: eine ſich in mäßigen Grenzen 
bewegende Zunahme der induftriellen Ausfuhr nach Polen. Auf der 
anderen Seite könnte Polen im Salle einer Zollunion mit Deutſchland 
mit einer weſentlich beſſeren Abſatz- und Preisgeſtaliung für ſeine 
Landwirtſchaft rechnen. Es müßte ſich zugleich aber zu einer 
weſentlichen Sinſchrän kung Jeines indujtriellen 
Produktionsapparates verſtehen, da ſich eine ganze 
Reihe von Induſtrien gegen die ungehinderte deutſche Konkurreuß als 
nicht exiſtenzfähig herausſtellen würden. Deutſchland müßte die Zollunion 
alſo mit einer bedenklichen Schwächung ſeiner Landwirtſchaft, Polen mit 
einer Rückbildung ſeiner Induftrien bezahlen. Für beide, vor allem alſo 
für Deutſchland, wäre der Preis, den fie für dieſes Experiment zu 
zahlen hätten: Verzicht auf wirtschaftliche Selbſtändigkeit. Polen 
könnte die Nachteile, die ihm erwachſen würden, ſicherlich 
eher verwinden als Deutſchland. Denn eine Induſtrien ſind 
zum Teil auch bei zollpolitiſcher Abdroſſelung gegen Deutſchland 
nur mit Mühe zu halten. Seine Landwirtſchaft würde gewinnen. 
Die Verbindung mit Deutſchland würde ſeine Rapitalbalis 
verbreitern; es würde nicht nur den deuiſchen Kapitalmarkt 
ſtärker für ſeine Wirtſchaft intereſſieren, Jendern auch die kapital- 
ſtärkeren Länder des Weſtens eher dafür gewinnen können, ihre Gelder 
in ſeine Wirtſchaft fließen zu laſſen. Und da ſchließlich mit einer Soll- 
union auch die gegenſeitige Gewährung der wirtſchaftlichen Sreizügig- 
keit für die Bewohner beider Teile verbunden zu ſein pflgt, hätte Polen 
auch noch die Möglichkeit, ſeinen Bevölkerungsüberſchuß 
kraft ſeiner größeren Anſpruchsloſigkeit auf dem deutſchen Arbeitsmarkt 
unterzubringen. Saßt man das alles zufommen, dann muß der Ge⸗ 
danke elner Hollunion mit Polen vom deutſchen 
Standpunkt aus als völlig undiskutabel erſcheinen. 
Dieſer Gedanke ſchlägt dem wirtſchaftlich en Auf 
bau Deutſchlands, wie er vonder nationaljozialiſti- 
ſcheu Negierung ins Werk geſetzt worden iſt, einem 
Aufbau von der agrariſchen Grundlage der deut⸗ 
ſchen Volkswirtſchaft her, geradezu ins Selict. 
Wenn Kammler für feine Broſchüre ein Verdienst in Anſpruch nehmen 
will, dann dies: nachgewieſen zu haben, daß eine deutſch-polniſche Soll- 
union weder im Bereich des Möglichen liegt, noch den Erforderniſſen 
der Wirtſchafts- und Bevölkerungspolitik Deutjchlands entjpricht. 


Das deutſche Kapital in Oftoberichlefien. 


Stärker ais je beſchäftigt ſich die polniſche Öffentlichkeit mit den 
Plänen einer völligen ‚Polonifierung der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie. 
„Polniſche Öffentlichkeit“, das heißt: Wojewodſchaftsverwaltung, Ne⸗ 
gierungsklub, Aufſtändiſchenverband und Weſimarkenverein und die 
dazugehörige Preſſe, alſo Saktoren, die immerhin ausfchlaggebend find 
in der Geſtaltung der oſtoberſchleſiſchen Dinge. Daß ſich all diefe Sak- 
toren in dem Wunſch und dem Willen einig Jind, die oſtoberſchlefiſche 
Induſtrie zu polonijieren, haben die 11 Jahre, die das Land nunmehr 
der polniſchen Herrschaft unterſteht, hinreichend bewieſen. 

Aber das bisher Erreichte genügt dieſen Kreiſen noch nicht. Un⸗ 
ausgefetzt wird von ihnen die oſtoberſchleſiſche Induſtrie verdächtigt, 
„im Auftrage Berlins die polniſche Wirtſchaftspolitik zu durchkreuzen“. 
Die polniſche Handelspolitik, heißt es, werde von der mit deutſchem 
Kapital arbeitenden Induſtrie Jabotiert; in böswilliger Weſſe würden 
die alten Verbindungen zur Induſtrie in Weſtoberſchleſien aufrecht⸗ 
erhalten; um Polen Schwierigkeiten zu machen, werde die Arbeits- 
loſigkeit künſtlich geſteigert; und wenn es bisher noch nicht gelungen 
ei, die deutfchgelinnte Bevölkerung reſtlos aus dem Lande zu drängen 
oder zu aflimilieren, Jo müſſe das auf den „Smang“ zurückgeführt 
werden, den die Indujtrie auf die Arbeiterſchaft auszuüben vermöge. 
Hier könne nur eine völlige Poloniſierung Abhilfe ſchaffen und zwar 
eine Poloniſierung nicht nur von der perſonellen, ſondern auch von der 
Kapitalſeite her. In diefer Hinſicht haben die Ausführungen eines 
Warſchauer Blattes, der „Depelja“, Auffehen erregt. Danach joll 
die polniſche Regierung mit der Abſicht umgehen, die oſtoberſchleſiſche 
Schwerinduſtrie in der Form anzukaufen, daß fie beſondere Obligationen 
der Bank Hoſpodarſtwa Krajowego ausgibt, die auf 35 Jahre lauten 
und mit 3% bis 4 v. H. verzinſt werden ſollen. Hierzu bemerkt die 
„Depeſza“ u. a.: Die oſtoberſchleſiſche Induſtrie richte ſich nicht nach 
den Wünſchen des polniſchen Marktes. Polen habe über die Wirt- 
ſchaftspolitik dieſer Induſtrie keine Kontrolle. Daß die Gruben, 
Hütten und Sabriken nicht voll ausgenutzt ſeien, liege im weſentlichen 
daran, daß die Bilanzen zugunſten reichsdeutſcher Wirtſchaftsintereſſen 
nicht nach wirtschaftlichen, ondern lediglich nach buchtechniſchen Ge⸗ 
lichtspunkten aufgemacht ſeien. Behördliche Anordnungen, ja ſelbſt Ver- 
haftungen ſchuldiger Beamter der Unternehmungen reichten nicht aus, 
um hier Wandel zu Schaffen, Nur ein Wechlel im Eigentum 
Jei imſtande, die Überefnſtimmung der oſtoberſchleſiſchen Wirtſchaft mit 


der Geſamtwirtſchaft Polens zu ſichern. Und die deutſchen In⸗ 
duſtriellen, meint die „Vepeſza“, jeien heute geneigt, ihren in Polen 
gelegenen Beſitz zu verkaufen und damit das Niſiko ihrer Unter- 
nehmungen gegen eine ſichere Rente einzutauſchen. Was dieſe an- 
gebliche Verkaufsbereitſchaft der deutſchen Induſtriellen anlangt, Jo 
ſcheint die „Depeſſa“ ihre oſtoberſchleſiſchen Wunſchträume mit einem 
anderen in Warſchauer Kreiſen umgehenden Gerücht in Verbindun 

zu bringen, demzufolge der Großinduftrielle Fritz Chyllen kürzli 

Kattowitz und Warſchau beſucht haben ſoll, um wegen der Unter- 


bringung deutſcher Aktien bei polniſchen Konzernen zu verhandeln. So 


unkontrollierbar die von der „Depelja“ verbreiteten Gerüchte auch ſind, 
Jo ſicher ift doch, daß man in Warſchau feſt entichloffen iſt, das deutſche 
Kapital aus der oſtoberſchleſiſchen Induſtrie zu entfernen. Das iſt 
bisher übrigens ſchon in großem Umfange erreicht. Vor der Ab- 
trennung vom Neiche war das oſtoberſchleſiſche onduſtriekapital aus- 
schließlich in deutſchem Beſitz. Heute ift es ſchon etwa zur Hälfte 
— und zwar nicht freiwillig — in fremdem Beſitz übergegangen. Etwa 
20 v. H. ſind polniſch, 13 v. H. amerikaniſch, 8 v. H. franzöſiſch, 4 v. H. 
tſchechiſch, 3 v. H. engliſch ufw. Beim Übergang an Polen war pol» - 
niſches Kapital in Oſtoberſchleſien überhaupt nicht vorhanden. Wenn 
Polen heute mit etwa einem Sünftel am oſtoberſchleſiſchen Induſtrie- 
kapital beteiligt iſt, ſo iſt es zu dieſem Beſitz im weſentlichen auf dem 
Wege über unbeitreibbare Steuerforderungen, alſo durch behördliche 
Smangsmittel, gelangt. Man denke J. B. daran, wie die polniſchen 
Behörden den Beſitz des Fürſten von Pleß durch Steuerforderungen 
von phantaſtiſcher Jobe zugrunde zu richten verfuchen, wie fie den 
zwiderſpenſtigen“ Unternehmungen die öffentlichen Aufträge entziehen, 
lie bei der Verteilung von Subventionen übergehen uff. Bisher hat 
die polniſche Regierung noch nicht daran gedacht, die deutſchen Unter- 
nehmungen in Oftoberfchlefien durch Kauf zu erwerben. Ihre Taktik 
iſt es bisher immer geweſen, durch behördliche und fiskaliſche Ein- 
griffe den deutſchen Beſitz zu entwerten und zwar bis zu einem Maße 
zu entwerten, daß die Entwertung einer Enteignung gleichkommt. Diefe 
Taktik wird fie wohl auch in Zukunft weiter verfolgen. Vielleicht 
hofft ſie. auf dieſe Weile das deutſche Kapital zum Rückzug aus Oſt⸗ 
lan zwingen und die ungeheuren Werte, die Generationen 
deutſcher Menſchen mit ihrer Arbeit und ihrem Kapital aufgebaut haben, 
einmal gegen eine ſchäbige Nente in ihren Beſitz bringen zu können. 


Außen des 


Der Führer hat die Nation zur Volksabstimmung über die Politik der Reichsregierung aufgerufen. 
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Bundes Deuſcher Diten 


Der Bund Dentſcher Oſten, die 


Oſt⸗ Organisation des deutschen Volkes, bekennt ſich in dieſer für die Zukunft entſcheidenden Stunde freudig zu der Politik des Führers, die 
der friedlichen Neuordnung des Suſammenlebens der Völker bahnbereitende Wege weiſt. N 
Der Bund Deutjcher Often erblickt in der konſequenten Verneinung der aus der lüberaliſtiſchen Staatsauffaſſung einer abfinkenden Seit 
ſtammenden Beſtrebuugen des weſtleriſchen Militär- und Wirtſchaftsimperialismus den Auftakt zu einer Politik, die die Nationen in gegen⸗ 
jeitiger Achtung vor Ehre und geiſtiger Leiſtung und in dem Willen zu wirtſchaftlichem Ausgleich miteinander verbindet. . . 
Der Bund Deutſcher Oſten fordert daher alle Volksgenojjen auf, in dieſer jür Deutſchland und Europa ſchickſalshaften Seit geſchloſſen 


und einmütig hinter der Reichsregierung zu ſtehen. 


Danzig ohne Völkerbundskommiſſar. 


Auf der 67. Tagung des Völkerbundsrats wurde der Danziger 
Völkerbundskommiſſar Helmer Nofting zum Direktor der 
Minderbeitenabteilung des Völkerbundsſekretariates er- 
nannt. In letzter Stunde war von franzöſiſch-polniſcher Seite der 
Verſuch gemacht worden, dieſe Wahl zu verhindern. Das „Journal 
des Nations“ brachte einen ungewöhnlich groben Angriff auf Roſting, 
in dem ihm ſchwerſte Verletzung feiner Pflichten, Duldung und Unter- 
ftügung des Nalionalſozialismus in Danzig und offene Sumpathie für. 
den Vationalfozialismus vorgeworfen wurden. Die Verſuche, die 
Ernennung Noſtings zu verſchieben und den Vertreter einer anderen 
Macht zu präjentieren, find jedoch geſcheitert. Deutjcherfeits wurde 
die Wahl Roftings zum Direktor der Minderheitenabteilung begrüßt. 
In feiner langjährigen Tätigkeit im Völkerbundsſekretariat und als 
Völkerbundskommiffar in Danzig hat er ſtets in hohem Grade objektiv 
und gerecht ſeine Geſchäfte geführt und ein in Genf ſeltenes Ver- 
ſtändnis für die deutſchen Intereſſen gezeigt. 

Die Verhandlungen über die Neubeſetzung des Danziger Völker⸗ 
bundskommiſſariats ziehen ſich in Genf ſchon wochenlang hin. Die Polen 
weigern ſich hartnäckig, den Vertreter einer Großmacht auf dieſem 
Poſten anzuerkennen, weil ſie den Einfluß, der hinter einem folchen 
Kommiſſar ſteht, als hinderlich für ihre Politik gegenüber Danzig 
empfinden. Am unbequemſten ſcheint ihnen ein Engländer auf dieſem 
Poſten zu ſein. Sie haben mit einigen engliſchen Kommiſſaren bereits 
„ſchlechte Erfahrungen“ gemacht. Denn dieſe haben naturgemäß die 
Grundlinie der engliſchen Politik eingehalten, d. h. dafür Sorge ge⸗ 
tragen, daß die durch Polen vertretenen franzöſiſchen Intereſſen an 
der Oftfee ſich nicht allzu ſehr zum Schaden des engliſchen Einfluſſes 
ausbreiten. Den Polen ift der Vertreter eines kleines Staates, der 
keine weitreichenden eigenen Intereſſen in der Oſtſee verfolgt, natur- 


gemäß lieber als der Nepräſentant einer Großmacht wie England oder 
Stalien. Mit dem Holländer van Hamel, der ſchon einmal den 
Danziger Poſten bekleidete, wären die Polen ſicherlich einverſtanden 
geweſen. dan Hamel, der in Danzig weder perſönlich noch politiſch in 
guter Erinnerung iſt, hat ſich bezeichnenderweiſe veranlaßt geſehen, 
Danzig und Polen ſeine „guten Dienſte“ als Kommiſſar anzubieten mit 
der abjurden Begründung, daß er ſchon immer eine Politik habe be⸗ 
treiben wollen. wie ſie heute die nationalſozialiſtiſche Regierung in 
Danzig verfolgt. Dr. Nauſchning hat oem aufdringlichen Herrn 
die einzig richtige Antwort gegeben: Er hat ihn nicht empfangen. 
(Über die Anſichten van Hamels bezüglich der Danziger Frage Jiehe 
„Oſtland“ 1932 Nr. 43.) 5 
Da Noſting ſein Amt bereits niedergelegt hat, und der Völker- 
bund es nicht fertigbringt, einen neuen Kommiſſar zu wählen, ijt 
Danzig zurzeit alſo ohne Völkerbundskommiſfar. 
Es beſteht demnach ein vertragloſer Zuftand. Damit liegt 
rechtlich eine Verletzung des Verſailler Vertrages vor, denn der 
Völkerbund ijt verpflichtet, der Freien Stadt Danzig einen Völker- 
bundkommiſſar zu stellen. Der engliſche Außenminiſter Simon hat nach 
der ergebnisloſen Natsſitzung die Jeit vielen Jahren von der englischen 
Regierung im Völkerbundsrat ausgeübte Berichterſtattung über ſämt⸗ 
liche Danziger Fragen niedergelegt. So hat Danzig gegenwärtig allo 
nicht einmal einen Berichterſtatter im Rat, ein Juſtand, 
wie er ſeit dem Beſtehen der Freien Stadt Danzig noch niemals ein- 
getreten iſt. Sollten in den folgenden Wochen zwiſchen Danzig und 
Polen Fragen auftreten, die juſtändigkeitshalber vom Völkerbunds⸗ 
kommiſſar zu regeln Jind, jo werden die beiden Regierungen Juchen 
müſſen., neue Wege einer direkten Regelung ohne 
Völkerbund zu finden. N 


Gſtland⸗Woche. 


Der Polenbund blamiert ſich in Genf. 


Wie zu erwarten, haben die Polen mit ihren Beſchwerden über 
die deutſche Minderheitenpolitik in Genf wieder einmal Pech gehabt. 
Das liegt nicht etwa daran, daß der Völkerbund das Bedürfnis ge- 
habt hätte, mit Deutſchland ſchonend umzugehen, Jondern das liegt an 
der Belangloſigkeit und Haltloſigkeit der polniſchen Beſchwerden ſelbſt. 
Der Polenbund hatte z. B. den Fall Potempa vor den Völkerbund 
gebracht. Seine Beſchwerde lief auf die Behauptung hinaus, daß 
Pietrzuch der polniſchen Minderheit angehört habe und ſeine Cötung 
ein Beweis für die Unſicherheit der Lage dieſer Minderheit ſei. Der 
vom Völkerbund ohne Aussprache angenommene Bericht — Jelbjt der 
polniſche Vertreter verzichtete auf eine weitere Stellungnahme — 
ſtellte dagegen fejt, daß die polnische Auffaffung des Falles Potempa 
auf unzureichende und unzuverläſſige Darſtellungen verschiedener Sei- 
tungen zurückgehe, eine Beſchwerde daher unangebracht und unbe⸗ 
gründet ſei. Weiter hatte Jich der Polenbund über die angebliche Be- 
einträchtigung der Wahlfreiheit der polniſchen Minderheit beſchwert. 
Dieſe Beſchwerde bezog ſich auf die Abänderung des Reichswahlgeſetzes 
vom Februar 1933, durch die diejenigen politiſchen Gruppen, die bei 
den Wahlen vorher in einem Wahlkreile oder Wahlkreisverband 
nicht mindeſtens ein Mandat gewonnen hatten, zu den Reichstagswahlen 
vom 5. März mindeſtens 60 Coo Unterſchriften beibringen mußten, um 
eine Wahlliſte aufſtellen zu können. Dieſe Beſtimmung war — wie 
erinnerlich — nicht gegen die polnische Liſte Jpeziell, ſondern gegen 
alle Splitterparteien gerichtet und diente dem Sweck, zwischen 
den großen Parteien eine möglichſte Klarheit der Wahlentſcheidung zu 
erzielen. Der deutſche Vertreter in Genf konnte auch mit Recht darauf 
hinweiſen, daß die Polen nach den Ergebniſſen früherer Neichstags⸗ 
wahlen ohnehin keinerlei Ausſicht hatten, ein Mandat zu gewinnen 
und daß ſie ja auch bei den zugleich ſtattfindenden Landtagswahlen 
in ihrem beſten Wahlkreis, Oberſchleſien, nur. etwa ein Viertel der 
Stimmenzahl erreicht haben, die für ein Neichstagsmandat eie 
if. Der Erklärung des deutschen Vertreters hatte der Völkerbund 
nichts mehr hinzuzufügen. 


Verbot der Bauern- und der Anksparteien? 


Das Oberſte Gericht in Warſchau hat die Urteile des 
Bre ſter Prozeſſes beſtätigt. Damit hat das höchſte polnische 
Gericht die zhochverräteriſche Tendenz“ und „Staatsgefährlichkeit“ der 
polniſchen Bauern- und Linksparteien, deren Führer ſeinerzeit für 
einige Monate im Breſter Wanzenturm feſtgeſetzt worden waren, Bi 


ſtätigt. In manchen polniſchen Regierungskreiſen ſcheint man nicht übel 
Luft zu haben, aus dieſen höchſtrichterlichen Urteil ſchwerwiegende Sol- 
gerungen zu ziehen, nämlich die jetzt als ſtaatsgefährlich abgeſtempelten 
Parteien zu verbieten und aufzulöſen. Was die So⸗ 
zialiſten aulangt, jo würde ein Verbot praktiſch ziemlich be- 
deutungslos ſein. Denn der Sozialdemokratiſchen Partei kommt in 
Polen ohnehin ſchon lange keine irgendwie beachtliche Bedeutung mehr 
zu. Sie iſt — nicht anders als in anderen Ländern — an der geiſtigen 
Unproduktivität ihrer Führer zugrunde gegangen. Aus ihren früheren 
Machtpofitionen, Krankenkaſſen, Gewerkjehaften ufm., iſt fie ſchon 
längſt hinausgedrängt worden. Schwerer ins Gewicht fallen würde 
ſchon ein Verbot der Bauern parteien, vor allem, wenn dieſes 
Verbot auch auf die Nebenorganiſationen dieſer politiſchen Gruppen 
ausgedehnt würde. In der ländlichen Bevölkerung Nuſliſchpolens und 
Galiziens beſitzt Witos mit ſeinem Kreis eine verhältnismäßig ſtarke 
und in letzter Seit wieder anwachſende Anhängerſchaft. Die unzu- 
reichenden Hilfsmaßnahmen der Piljudſki- Regierung für die völlig am 
Boden liegende Landwirtſchaft treibt die Bauern ins Lager der 
Oppoſition, wo man mit radikalen Loſungen recht großzügig umzugehen 
verſteht. Der Kürzlich durchgeführte Boykott der ſtädtiſchen Märkte 
durch die Witosanhänger iſt für die Regierung immerhin eine ernſte 
Warnung geweſen. Ein Verbot. das ſich den Sozialdemokraten gegen 
über vielleicht reibungslos durchführen ließe, könnte bei den Bauern- 
parteien den Widerſtand ſtärken und und die Lage der Regierung er- 
ſchweren. 


Das deutſche Schulweſen in Wolhunien. 


Nachdem im vorigen Jahr in Wolhunien einer Reihe von 
deutſchen Kantoren die Unterrichtserlaubnis entzogen war, haben die 
deutſch⸗wolhuniſchen Koloniſtengemeinden den Ent- 
ſchluß gefaßt, an der privaten evangeliſchen deutſchen Volksschule auch 
in Zukunft feſtzuhalten und die Neuordnung ihrer Schulen gemäß den 
Beſtimmungen des neuen Schulgeſetzes durchzuführen. Dazu gehört vor 
allen Dingen, daß qualifizierte Lehrkräfte gewonnen 
werden, die die Berechtigung zum Unterricht in den Lehrer ⸗ 
Jeminaren in Bielitz und Lodz erworben haben. Ebenfo 
wichtig iſt die geforderte bauliche Veränderung der 
Schulgebäude, die in Wolhynien bisher verhältnismäßig primitio 
find und deren Umbau und Umanderung natürlich geraume Seit und 
viel Geldmittel erfordern. Mit großem Eifer und unermüdlicher Cat 
kraft iſt in einer Reihe von Schulen die Neuorganiſierung bereits 
durchgeführt worden. Im Kirchspiel No uſzeze, das eine große 
Sahl kleiner Kolonien umfaßt, beſtehen Jeit dieſem Schuljahr 
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20. Fortſetzung. 

Jämmerlich war auch die Stellung der Provinzialbehörden. Seichen 
ihrer Wirkſamkeit waren vor den Augen der Öffentlichkeit ver⸗ 
ſchwunden. Wo fie einmal hervortraten, waren ſie nicht erfreulich. 
Oberpräſident, Negierungspräſident und Polizeipräsident hatten nicht 
nur in ihrem Amtsbereich, ſondern auch ſonſt jede Männlichkeit ver⸗ 
loren. Gewif wurde es für beide von Tag zu Tag ih über⸗ 
haupt noch in ihrer Stelle zu halten. Der Minifterpräfident Hirſch, der 
Minister Ernſt und v. Gerlach waren in Poſen geweſen. Ihr Verhalten 
konnte fie nicht ſtärken. In persönlichem Beamtengehorſam dienten fie 
den neuen Vorgeſetzten der Nevolution wie den polniſchen Beiräten 
mit gleicher Beamtendiſfüplin trotz grundſätzlieh anderer Auffaſſung in 
mechaniſcher Unterordnung, ohne dabei das Wohl des Deutſchtums 
oder des Staates als den höheren Geſichtspunkt zu beachten und ihre 
Perſönlichkeit dafür einzujegen. Die Schule der nationalen Erziehung 
verſagte bei ihnen ganz. So konnte es kommen, daß zur großen Genug⸗ 
tuung der Polen der ſtellvertr. Kommandierende General in vollem 
Übereinſtimmen mit dem poln. Oberſten Volksrat Truppentransporte, 
die für gefährdete Bezirke beſtimmt und vom Kriegsminiſterium ver⸗ 
Jhickt waren, am 19. November im Gebiete des V. Armeekorps an- 
halten und zurückbefördern ließ. Eudlich eine ſelbſtändige Handlung, 
aber eine Handlung gegen das deutſche Intereſſe und gegen die Oberſte 
Militärbehörde, doch im Sinne des Herrn v. Gerlach, der an demſelben 
Tage gerade in Poſen war, und im Sinne der polniſchen Wünſche. Wir 
hatten das Schauſpiel, daß an dem in vier Kriegsjahren und dann in 
der Revolution jämmerlich zugerichteten Wagen der deutſchen Wehr- 
macht tatſächlich ein Pferd vorn und das andere hinten angejpaunt wurde. 

Cs konnte nicht ausbleiben, daß bei diefer Betätigung der Stellvertr. 
General in der Öffentlichkeit eine ſchlechte Sigur machte. Die üble 
Kennzeichnung ift auch in polniſche Stimmen übergegangen. So hat der 
Leutnant Aybka in feiner Broſchüre „Geſprengte Seffeln“ (Poſen 1919) 
von der Tätigkeit iin Generalkommando und dem Kommand. Heneral 
folgendes Bild entworfen: 

„Wir traten in das Zimmer Sr. Exzellenz ein, er legte mir Cele⸗ 
gramme und Briefe zur Unterſchrift vor und trat uns zwei Simmer ju 
unſerer Verfügung ab. .. Aus den einzelnen Abteilungen kommen 
Offiziere, Beamte. Ordonnanzen mit Unterſchriften. Der Rat Probft, 
der die inneren Angelegenheiten verwaltete, gab mir Informationen 
über den ganzen Apparat des Generalkommandos und ſtellte mir einen 
Ausweis mit durch Siegel beglaubigter Unterſchrift aus, daß ich der 
Bevollmächtigte des Generalkommandos des V. Armeekorps ſei. Außer 
den gewöhnlichen Arbeiten fanden auch Konferenzen ſtatt, aber nur an 
den en nahm ich teil, da meine Seit ſehr beſchränkt war. Aus 
Berlin trafen Telegramme ein, daß die Deutſchen eine beſondere auti⸗ 
polniſche Armee aufftellen jur Sicherung der Greuzen und des Deutjch- 
tums. Ich eilte zu General Schimmelpfennig und proteſtierte energiſch 
gegen den Abtransport von deutſchen Cruppen in die Grenzgebiete. Ich 
bewies ihm unzweideutig und nachdrücklich in Anweſenheit der anderen 
Delegierten, daß „wenn nur ein Soldat vom Greniſchutz im Gebiete 
des Herzogtums Poſen erſcheint, ich dafür Jorgen werde, daß die 
Generale vom Generalkommando des V. Armeekorps abgeſetzt werden, 
und daß ſich Poſen in einigen Stunden in pofnifchen Händen befinden 
wird. Sie werden zugeben, Herr General, daß wir Polen hier in jeder 
Stunde an Kräften zunehmen und das zahlenmäßige Übergewicht haben“. 
Ich erklärte ihm weiter, daß wir trotzdem den Beſchluß der Sriedens- 
konferenz abwarten wollen, der uns unwiderruflich gibt, was uns gehört. 
Der General war ganz erſchüttert und antwortete mit folgenden Worten: 
„Meine Herren, glauben Sie mir auf mein Offizierswort und meine 
grauen Haare, daß, ſolange ich an dieſer Stelle bin, die Truppen des 
Heimatſchutzes nicht in den Bereich des V. Armeekorps kommen werden. 
Etwas Geheimes tue ich nicht und will Hand in Hand mit Ihnen 
arbeiten. Über 30 Jahre habe ich meinem Kaiſer treu gedient, und 
es war mir nicht leicht, die Uniform auszuziehen und auch zugleich mit 
dem Gedanken des Umſchwunges des ganzen Staates abzufinden und Ihr 
Freund zu fein, aber heute erkläre ich Ihnen, meine Herren, daß ich mit 
Ihnen völlig übereinſtimme. Weichen Sie mir die Hände, damit wir 
gemeinſam vertrauensvoll zuſammenarbeften“. 

Dieſes Verhalten reiht ſich würdig dem des Neichskanzlers Sehren- 
bach an, der, anſtatt in London zähe für Deutſchland zu verhandeln, 
der Konferenz etwas vorweinte, wofür er ſich von Lloyd George eine 
ganz ordinäre Jurechtweiſung gefallen laſſen mußte. u 

Wohl ſchreibt Aybka im Hochgefühl, eine große patriotiſche Tat 
vollbracht zu haben. Das macht ihn übermütig. Dazu übertreibt er in 
perjönlicher Eitelkeit gern und iſt immer in Gefahr, zu flunkern. Das 
alles in Betracht gezogen, bleibt doch ein gutes Stück von der Charar- 
teriſtik an dem Kommand. General übrig, zumal die Taten für die Nich 
tigkeit ſprechen. 

Unter ſolchen Vorbildern wurde ſchließlich auch die Stellung des 
Deutſchen Volksrates unſicher. Die klare Linie, in Berlin unter allen 
Umftänden für eine zuverläjfige deutſche Beſatzung der Feſtung Poſen 
einzutreten, wurde verlaſſen. Dazu mag auch der Wechſel in der 
Leitung beigetragen haben. Houtermanns hatte gebeten, ihn von dem 
Vorſitz zu entbinden, da er ſich nicht mit ſeinem Hauptberuf vereinigen 
laffe. Profeſſor Herrmann wurde fein Nachfolger. Ein ehrgeiziger 
Mann von ſprudelnder Beredſankeit, aber ohne feſten Charakter und 
vor allem ohne jeden politiſchen Inftinkt und ohne Beharrlichkeit. Er 
war nicht der Mann, zwiſchen dem Druck der Berliner und Poſener Be- 
börden und den ungeſtümen Forderungen der Polen die Sache des 


Von Hermann Piſchke. 


auf das eindringlichſte, doch ja für eine möglichſt ſtarke Beſetzung ein⸗ 
jutreten. Langes Schweigen! Dann platzte er heraus! „Und wo bleib 
ich?“ Profeſſor Herrmann hatte feinen wiſſenſchaftlichen. Beruf auf- 


gegeben und ſah die Stellung als Leiter des Deutſchen Vollesrates 
wohl als eine Art Verſorgungsſtelle an. Ich blieb enkſetzt ſtehen. Er 
ging weiter. Von Stund“ au war meine Einſtellung zu ihm ablehnend. 
Das hat zwar nicht meine fachliche Mitarbeit im Deutſchen Volksrat 
beeinflußt, wohl aber das Vertrauen in feine Führung vernichtet. Die 
Beſetzung blieb aus. Wahrſcheinlich hat das Oberkommando Oſt es 
nicht gewagt, ſie gegen die geſchloſſene Front der preußiſchen und 
Pofener Behörden, der Räte und der polnischen Seite durchzuführen. 

Die Entrüſtung über das völlige Verſagen der Abwehr bei allen, 
aber auch allen Behörden war in weiten Kreiſen des Deutſchtums groß. 
Es wurde der Wunſch laut, ſich über die amtlichen Stellen hiuweg an 
die Engländer ju wenden, und ſie zu bitten, die Prooinz Poſen bis 
zur Entfcheidung der Friedenskonferenz zu beſetzen. So drohend orſchien 
bereits die Lage und Jo wenig erhoffte man noch von der Regierung. 
Die Bewegung fand namentlich auf dem Lande viele Anhänger. Das 
war das klägliche Ergebnis der Oftpolitik jener Cage. Auch dieſe Ein- 
bildung verſchwand, als verſpätet die Verſchärfung der Blockade durch 
England bekannt wurde. Das Oeutſchtum in Poſen ſtand verlaſſen da. 
Im Kampfe um den Grenſſchutz hatte ſich ſein Schickſol bereits ent- 
ſchieden. Die deutſche Regierung hatte ſich zu keiner Abwehr ent- 
ſchließen können. Damit war den Polen freie Bahn gegeben. Dem 
Schickſal ſtand der Weg frei. 

i Der polniſche Ceilgebietslandtag 
vom 3.—6. Dezember 1918. 

Man ſprach von Jeiner Einberufung ſchon am Roten Sonntag, 

alſo am Vormittag des 10. November. Wohrſeheiulich iſt gegen Mit- 
tag deslelben Cages bereits der Beſchluß über die Einberufung gefaßt 
worden (Jiehe dazu die 13. Fortſetzung). Der Aufruf iſt vom 14. ge⸗ 
zeichnet und am 16. in der Preſſe erſchienen. Hier jei wiederum ver- 
merkt, daß eine ſolche Abwicklung ohne einen vorgefaßten Plan gar 
nicht denkbar iſt. . 
Der TCeilgebietslandtag vom 3. Dezember iſt der erſte in voller 
Öffentlichkeit ausgeſprochene und groß aufgezogene Plan der Polen 
in Preußen, ſich felbſtändig zu machen und vom Deutſchen Reiche los- 
zulöſen. Darum kommt ihm für die Beurteilung der Geſchichte des 
Aufſtandes eine große Bedeutung zu. An Material über den VBer⸗ 
lauf fehlt es nicht. Auch nicht auf deutſcher Seite. Sch verweiſe auf 
Voßberg „Der polniſche Aufſtand in ſeiner Entſtehung, Berlin 199“. 

„Der öffentliche Aufruf zur Beſchickung des Teilgebietslandtages 


eißt: - 

Polen! Geſprungen Jind die Feſſeln, die unſere Steiheit knebelten. 
Mit vollem Vertrauen warten wir das Urteil des Friedenkongreſſes ab, 
der unter unſerer Mitbeteiligung die Weſtgrenzen unjeres Vaterlandes 
Polen feſtſetzen wird. 

Genug polniſches Blut ift in dieſem mörderiſchen Kriege gefloſſen. 
Darum beabfichtigen wir auch, jetzt auf friedlichem Wege zu dem er⸗ 
ſehnten Siele, zur Bildung eines vereinigten Polens, zu gelangen. Von 
dieſem Standpunkt werden wir uns nicht abdrängen loſſen durch Heraus- 
forderungen, mit denen die Leute nicht ſparen, die bisher das deutſche 
Volk gegen uns aufgehetzt haben. { . 8 

Wir ſtellen jedoch feſt, daß die Geduld des polniſchen Volkes einer 
ſchweren Probe ausgejetst wäre, wenn die Vertreter der früheren Be⸗ 
hörden, die uns bisher gepeinigt und bedrückt haben, ihre unterirdische 
Arbeit nicht unterlaffen wollten. Man Kann auch fürwahr von dem 
polniſchen Volke nicht verlangen, daß es mit denen zuſammenarbeite, 
die es bisher gekränkt und bedrückt haben. 2 

Das polniſche Volk hat das Recht, die Beſeitigung der Leute zu 
verlangen, die ihm bisher mit Gewalt die Habe, die Sprache, die natio⸗ 
nalen und teligiöfen Ideale zu entreißen ſuchten, 8 i 

Das polnische Volk hat jetzt ſchon das Recht zur Beteiligung au 
der Regierung. das ihm bisher unbilligermeile abgeſprochen wurde. 

Das polnische Volk hat das Necht, Achtung für feine Heiligtümer 
zu verlangen, ebenſo, wie es ſelbſt fremde Ideale achtet. 

Das polniſche Volk hat das Recht, die Surückgabe deſſen zu ver- 
langen, was Eigentum der Nation iſt, dena das Verbrechen der Ceilung 
ruft nach Wiedergutmachung des geſchichtlichen Unrechts. f 

Unfere Intereſſen heiſchen unbedingt ein gleichmäßiges leitendes 
Zentrum in der polniſchen Bewegung unſerer Landesteile. 

In Anerkennung dieſes Bedürfniſſes haben die Abgeordneten- 
fraktionen und der Exekutivausſchuß des bisher nicht zutage getretenen 
bürgerlichen Zentralkomitees den unterzeichneten Kommiſſaren die 
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als einer Vertretung aller Polen übertragen, die in den bisher durch 
die Grenzen des Deuifchen Reiches einbegriffenen Landen wohnen. 
Gleichzeitig hat man uns provijorifch die Ausübung der Tätigkeit diejes 
Volksrats übertragen. 8 

Die Bildung des Oberſten Volksrats wird auf aufrichtig demokra- 
tiſcher Grundlage durch Delegierte des polniſchen Volkes vollzogen, 
die gewählt werden Jollen durch die Stimmen aller polniſchen Männer 
und Frauen im Alter von mehr als zwanzig Jahren. Die gewählten 
Delegierten männlichen und weiblichen Geſchlechts berufen wir zu 
einem 

Polniſchen Teilgebietslandtage . 
ein, der am Dienstag, dem 3. Dezember, 11 Uhr vormittags, im Lam- 
bertſchen Saale in Poſen zuſammentreten wird. 

Der Eröffnung des Landtages wird um 10 Uhr eine feierliche An- 
dacht mit Landtagspredigt in der Pfarrkirche vorangehen. 

Die Durchführung der Wahlen übertragen wir im Einvernehmen mit 
dem Vorſitzenden des Sentralwahlkomitees den bisherigen Wahl- 
organisationen. Da, wo eine ſolche bzw. der Leiter fehlen, wende man 
jich an uns um Weiſungen. 

Eine spezielle Inſtruktion werden wir in kurzem veröffentlichen. 

Die Wahlen ſind bis Sonntag, den 1. Dezember einſchließlich 
durchzuführen. eh 

Der Eeilgebietslandtag wird uns den Weg des Handelns für die 
nächſte Zukunft vorſtrecken: . 

J. Er wird den Oberſten Volks rat als unjere Oberſte Behörde 
wählen für die Seit bis zur Übernahme unſerer Landesteile durch die 
polniſche Regierung. . 

2. Er wird die Grundſätze dafür aufftellen, wie diejer Volksrat 
interimiſtiſch die Negierungsgeſchäfte zu führen hat. 5 

3. Er wird unſere nationalen Forderungen beſtätigen, wie ſie ſo 
vielmal von unseren Abgeordnetenfraktionen unentwegt ausgeſprochen 
worden ſind. 

Bis zur Einſetzung des Oberſten Volksrats durch den polniſchen 
Teilgebietslandtag verbleibt die Leitung der polniſchen Angelegenheiten 
in den Händen der unterzeichneten Kommiſſare. 

In Betracht des Mangels an Seit und angeſichts dringlicher Be- 
dürfniſſe werden wir ausſchließlich die wichtigſten und unbedingt not= 


wendigen Sachen erledigen. In die Hände des polnischen Teilgebiets= 
landtags werden wir nach Erſtattung des Berichts die uns anvertrauten 
Amter niederlegen. 

Swecks Organiſierung unſerer Landesteile ordnen wir folgendes an: 

1. Die in den Kreiſen beſtehenden Bürgerkomitees geben ihre 
Tätigkeit bekannt, und nehmen den Namen Kreisvolksräte an. 

2. Die zur Wahl der Delegierten fur den le enen Teilgebiets- 
landtag beftimmten Wählerverſammlungen wählen endgültig, organi- 
ieren und ergänzen die Kreisvolksräte 

Die Bildung der Volksräte in den Stadt- und Landgemeinden 
durch Wahlen der Bevölkerung wird in Versammlungen vollfogen, die 
von den Kreisvolksräten einberufen werden. N 

Die Volksräte in den Kreiſen, Stadt- und Landgemeinden über- 
nehmen die polniſchen Angelegenheiten in ihren Bezirken und ſie werden 

J. über die Aufrechterhaltung von Planmäßigkeit, Ordnung und 
öffentlicher Sicherheit wachen, 

2. da, wo Soldaten- und Arbeiterräte beſtehen, werden ſie beſtrebt 
Jein, ſich in dieſen zu verständigen und polnische Vertreter in Jie hin- 
einzubringen, . 

3. ſie werden mit den bisherigen Behörden ſich ins Einpernehmen 
ſetzen zwecks Mitwirkung in der Leitung der öffentlichen Angelegen⸗ 
heiten, wobei ſie ihre Hut auch auf die Perſonen und die Habe der 
nichtpolniſchen Bevölkerung erſtrecken werden, 

4. fie, werden ſich der vom Militär heimkehrenden oder durch den 
Kreis ziehenden Soldaten annehmen, ihnen im Bedarfsfalle Beistand 
gewähren, ebenſo der zurückkehrenden Landsleute von jenſeits der 
Grenze her. Polen! Aus einem Meere von Blut ſchwingt ſich der 
weiße Adler empor, die Erfüllung unſeres Sehnens, unſerer Wünſche 
und Hoffnungen, die uns geſtärkt haben in den ſchweren nationalen 
Erfahrungen. Treten wir daher in Reih und Glied, um die Grund- 
lage des neuen Polens zu feſtigen! 

Polen! Der jetzige Augenblick heiſcht von uns Ruhe, die An⸗ 
ſtrengung aller Kräfte, materielle Hingabe, Difziplin und Eintracht. 

Poſen, den 14. November 1918. 

„Das Kommiſſariat des Oberſten Volksrates. 

Geistlicher St. Adamſki, Adalbert Rorfanty, Adam Poſzwinſki. 

5 5 (Fortſetzung folgt.) 


Sieg der Freiheitskämpfer in Eſtland. 


Die Entſcheidung in Eſtland ift gefallen. Der Volksentſcheid vom 
14. bis 16. Oktober hat einen überwältigenden Sieg der 
eſtniſchen Freiheitskämpfer gebracht und damit der na- 
tionalen Erhebung in einem Staatsweſen zum Durchbruch ver- 
holfen, das bis zu dieſer Stunde den Tummelplatz einer hemmungs⸗ 
loſen Parlamentsdemokratie bildete. Die nunmehr durch Volksentjcheid 
abgeänderte bisherige Verfaſſung des eſtniſchen Freiſtaates gewährte 
der Volksvertretung eine derartige Sülle an unumſchränkter Macht, 
daß mit Fug und Necht von einer Parlamentsdeſpotie geredet werden 
konnte. Einen Staatspräjidenten gab es überhaupt nicht, ja es fehlte 
ganz an irgendeiner verfaljungsmäßigen Gewalt, die der Parlaments- 
allmacht hätte Widerpart halten können. Die politiſchen Parteien, 
von denen eine der ſtärkſten marxiſtiſch war, konnten völlig ungeſtört 
und nach Belieben ſchalten und walten und trugen für ihre Maß- 
nahmen und deren häufig verderbliche Selgen keinerlei Verantwortung. 
Die Staatsregierung, die ih aus dem engbegrenzten Kreiſe der Partei- 
häupter ergänzte, ſtellte nichts weiter dar, als einen Vollzugsausſchuß 
der allmächtigen Parlamentsmehrheit. Eine ſolche Überſpitzung des 
demokratiſchen Gedankens, der ja an ſich ſchon und auch in ſeinen 
gemäßigteren Erſcheinungsformen innerhalb der abendländiſchen 
Staatenwelt immer entſcheidender an Boden verliert, mußte not- 
wendigerweiſe zu einem Staatsnotſtand führen, zu derart heilloſen Su- 
ſtänden in Staatsführung und Verwaltung, daß der nüchterne und 
geſunde Sinn des eſtniſchen Volkes ſich immer mehr und mehr vom 
Glauben an die alleinjeligmachende demokratiſche Staatsform abkehren 
und nach neuen Wegen Umſchau halten mußte. Der neue Weg, den 
das eſtniſche Volk zu ſuchen begann, wurde ihm dann von den Srei— 
heitskämpfern gewieſen. Der Verband der Freiheitskämpfer war ur— 
Jprünglich eine Srontjoldatenorganijation und gewann durch Aneignung 
nationalſozialiſtiſchen und faſchiſtiſchen Gedankengutes in der Solge 
immer mehr die Geſtalt einer nationalen Erueuerungsbewegung, der 
ſich über die Frontgeneration hinaus alle emporſtrebenden und zukunfts= 
trächtigen Bestandteile des Volkes eingliederten. Das raſche An- 
wachſen der Bewegung brachte bald die Anhänger des herrſchenden 
Suſtems als erbitterte Gegner auf den Plan. Ihre Gegenwirkung be- 
ſtand zunächſt im Beſtreben, durch eine teilweiſe Verwirklichung des 
Freiheltskämpferprogramms der Bewegung den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. In zwei Volksabſtimmungen, im Herbſt 1932 und im 
Frühling 1933, hatte das eſtniſche Voll Gelegenheit, zu Verfaſſungs⸗ 
änderungsverſuchen der Syltemparteien Stellung zu nehmen. Es ſollte 
hierbei eine vorsichtige Erweiterung der Negierungsbefugniſſe durch- 
geführt werden, um dem Drängen des Volkes nach einer Verſtärkung 
der Staatsgewalt entgegenzukommen, ohne indes die Machtſtellung der 
Parteien ernſtlich zu erſchüttern. Das Voll verwarf zweimal dieſe 
Versuche, die Erneuerungsbewegung zu verwäſſern. Beim zweiten 
Volksentſcheid, im §rühjahr 1953, war es den einzelnen Wählern 
bereits vollkommen bewußt, daß eine Ablehnung des Verfaſſungs⸗ 
entwurfs der Parteien gleichzeitig eine Entſcheidung gegen das Suſtem 
und für die Freiheitskämpfer bedeutete. Eine Ausnahme bildeten nur 
die Marxiſten, die damals gegen den Entwurf der Parteien ſtimmten, 
weil fie in der nunmehr gejtürzten Verfaflung einen Idealzuſtand er⸗ 


blickten und jede Anderung erbittert bekämpften. Die Wahl- 
beteiligung betrug im Frühjahr 1933 66,4 v. H. Es ſtimmten 
408 139 Wähler, davon 161 598 mit ja, 333 118 mit nein, während 
der Reſt der Stimmen ungültig war. 5 

.Das Syftem hatte ſomit eine empfindliche Niederlage erlitten, ohne 
indeſſen formal gezwungen zu fein, das Kampffeld zu räumen. Unter 
dem erſten Eindruck der Niederlage wurde allerdings von einer 
Selbſtauflöſung der Volksvertretung und einer Ausſchreibung von Nou 
wahlen geſprochen, indeſſen verſtummte dieſes Gerede ſehr bald. Das 
Sujtem gab ſich noch nicht geſchlagen und ſtellte ſich dem immer heftiger 
anſtürmenden Gegner nochmals zum Kampf. Infolge angeblicher Putſch— 
abſichten der Freiheitskämpfer, die nie beſtanden haben, wurde im 
Auguſt 1933 in ganz Eſtland der Belagerungszuſtand erklärt, um die 
gefährdete Demokratie zu retten. Das Suſtem brachte die ganze übliche 
Skala an Verfolgungs- und Unterdrückungsmaßnahmen gegen die 
Freiheitskämpfer zur Anwendung: Verbot der Organiſation, Preſſe⸗ 
ſchikanen, Behinderung der Propaganda, Jkrupelloſe Verhetzung, Spott 
und Hohn. Als es ſich jedoch im Verlauf des Propagandakampfes vor 
der letzten, entſcheidenden Volksabſtimmung über die Freiheitskämpfer— 
vorlage immer ſichtbarer herausſtellte, wie wenig hinter den marxiſtiſchen 
Volksverführern und den bürgerlichen Syuſtemgrößen ſtand, verſuchte 
das Parlament in letzter Stunde gegen heftige Oppoſition ſelbſt bis in 
die eigenen Reihen hinein durch Erhöhung des zur Annahme eines ver- 
falungsändernden Volksentſcheids erforderlichen Stimmjates den Frei- 
heitskämpferentwurf zu Fall zu bringen. Durch ein Sondergeſetz wurde 
der Stimmſatz von 30 v. 9. auf 50 v. H. aller ſtimmberechtigten Wähler 
erhöht. Die Suſtempreſſe ſtellte feſt, daß eine Verfaſſungsänderung 
nunmehr auf gejeslichem Wege jo gut wie unmöglich Jei. Das neue 
Geſetz trat am 12. Oktober, alfo zwei Cage vor Beginn der Volks- 
abſtimmung, in Kraft; es ſcheint jedoch ganz im Gegenſatz zu den Ab- 
ſichten ſeiner Urheber dank feiner Unehrlichkeit nicht unweſentlich zum 
Enderfolg der Freiheitskämpfer beigetragen zu haben. Wir können 
hier aufs neue den für ſolche Seitwenden überaus bezeichnenden Umſtand 
erkennen, daß jede feindliche Gegenwirkung letzten Endes ſich doch 
immer nur zugunſten des neuen Prinzips auswirken muß, ſobald die 
Zeit. erfüllt if. Bon rund 763000 ſtimmberechtigten 
Wählern geben nicht weniger als 405000, mithin 
53 b. H., ihre Stimmen für den Entwurf der Frei⸗ 
heitskämpfer ab, während nur 148 ooo, d. h. 19,5 v. H. 
dagegen ſtimmten. Die Wahlbeteiligung war diesmal ent- 
sprechend der tiefgehenden politiſchen Erregung des Volkes eine für 
Estland ungewöhnlich hohe, nämlich 72,5 v. H. Der Sieg der ‚Stei= 
beitskämpfer iſt ſomit Catſache geworden, das Suſtem iſt nieder- 
gerungen. Die Regierung Cöniſſon iſt ſofort zurückgetreten und es iſt 
anzunehmen, daß die neue Regierung mit Beteiligung oder miadeſtens 
Duldung der Freiheitskämpfer zustande kommen wird. In kurzer Srijt 
wird das eſtniſche Volk wiederum an die Wahlurne gerufen werden, 
um auf Grund der von den Freiheitskämpfern erſtrittenen neuen Ver⸗ 
foflung den erſten eftnifchen Staatspräſidenten zu wählen, dem dieſe 
Verfafhung eine Machtfülle gibt, wie fie der Führer der Nation haben 
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Zwei Kanäle. 


Mit einer Entſchlußkraft, die niemals eine der früheren Ne- 
gierungen aufgebracht hat, geht die nationalſozialiſtiſche Regierung an 
den Ausbau der Oder heran. Kaum war das Staubecken von 
Ottmach au feiner Beſtimmung übergeben, wurde ſchon der Bau 
des Malapane-Staubeckens bei Curawa in Angriff ge⸗ 
nommen und mit den Arbeiten am oberſchleſiſchen Induſtriekanal be- 
gonnen. Dem ewigen Hin und Her der Meinungen und Erwägungen, 
ob, wann, wo und wie das oberſchleſiſche Induſtriegebiet eine billige 
Verkehrsverbindung mit der Oder erhalten ſoll, wurde von Ober- 
präſident Brückner kurz entſchloſſen ein Ende gemacht. Das Waſſer- 
bauamt Gleiwitz ijt bereits mit den Bodenunterſuchungen und Ber- 
meſſungsarbeiten beſchäftigt. An vier Stellen zugleich wird mit den 
Erdarbeiten begonnen werden. Die erſte Baurate von 3 Mill. AM. 
iſt bewilligt. Die geſamten Baukoften des Kanals werden auf 41 Will. 
Reichsmark veranschlagt. Bei voller Tätigkeit werden für die Dauer 
von vier Jahren rund 4000 Menjchen Arbeit finden — ungerechnet die 
Handwerker und Arbeiter, die bei der Beschaffung der notwendigen. 
Bau- und Rohmaterialien uſw. beschäftigt werden können. Diefe 
ftarke Entlaftung des Arbeitsmarktes iſt die erſte und ſofort wirkſame 
Folge des Kanalbaus. 

Der Kanal, der ſich im weſentlichen mit der Linienführung des alten 
Klodnitzkanales deckt, wird am heutigen Endpunkt der Oderſchiffahrt, 
dem Hafen von Coſel, von der Oder abzweigen, bei Lenartowitz die 
Klodnitz überſchreiten, dann weiter dem Klodnſtztal folgen, unmittelbar 
an dem im Bau befindlichen Staubecken von Sersno vorbeiführen und 
bei Gleiwitz enden. Wie der Gleiwitzer Hafen am vorteilhafteſten mit 
den einzelnen Gruben des Induftriereviers verbunden wird, wird zur 
Zeit noch unterſucht. Der Kanal wird auf einer Länge von 40 km ſieben 
Schleuſen mit einem Gefälle von 5 bis 10 Meter erhalten. Er wird 
in den Ausmeſſungen des Mittelkanales gebaut. Bei den Bau- 
werken, die zur Einschränkung der Baukosten den zur Seit auf der 
Oder verkehrenden größten (750-Co.⸗) Fahrzeugen angepaßt werden, Joll 
auf eine Erweiterungsmöglichkeit für das 1000-Co.-Ohiff Bedacht ge⸗ 
nommen werden. Ebenſo wird auf die Pläne eines Oder-Donau- 
Kanals Rückſicht genommen, indem am Induftriekanal eine Abzweigung 
dieſes Kanals (etwa 7 km von der Oder entfernt) vorgeſehen wird. 

Durch den Kanal wird die auf dem Waſſerwege beförderte Kohle 
des oberſchleſiſchen Induſtriegebiets, das durchſchnittlich 50 60 Nm. 
von der ſchiffbaren Oder entfernt iſt, von der teuren Vorfracht der 
Eiſenbahnſtrecke Grube —Coſel (Oderhafen) befreit. Die AbJatmöglich- 
keiten für oberſchleſiſche Kohle werden ſich hierdurch verbeffern. Man 
rechnet nach Fertigſtellung des Kanals und Ausbau der Oder zu einer 
vollſchiffigen Waſſerſtraße bei Zugrundelegung der heutigen wirtſchaft⸗ 
lichen Berhältniſſe mit einem Mehrabſatz von 2—2%, vielleicht ſogar 
von 3 Mill. Tonnen im Jahr. Auch für die Eifen- und Sinkindujtrie, für 
den Transport von Bauſtoffen ufw. wird der Kanal eine erhebliche 


Bedeutung beſitzen. Um die Vorteile der Frachtverbilligung, die der 


Kanal bieten wird, voll ausnutzen zu können, wird es, wie Oderſtrom⸗ 
baumeister Sranzius Kürzlich in einem Rundfunkgeſpräch ausführte, noch 
notwendig ſein, daß die einzelnen Gruben Sonderanſchlüſſe an den 
Kanal erhalten, um die Jonſt noch verhältnismäßig hohen Neichsbahn⸗ 
tarife zu vermeiden. So müßten 3. B. die Sandbahnen der Preuffag 
und des Balleſtrem-Borſig-Konzerns ausgebaut werden; auch an den 
Bau von Schwebebahnen anderer Werke zum Gleiwitzer Hafen wäre 
zu denken. Bei der früheren Prüfung des Kanalprojektes hatte ſtets 
die Frage der Waſſerſpeiſung des Kanals Sorge bereitet. 
Denn die kleine Klodnitz allein iſt in waſſerarmen Zeiten nicht in der 
Lage, den Kanal mit genügend Waſſer zu verſorgen. Das ändert ſich 
durch den Bau des Staubeckens von Sersno, deſſen erſter Teil gleich⸗ 
zeitig mit dem Kanal vollendet fein Joll und 10-12 Millionen Kubik⸗ 
meter Speijemaller zur Verfügung jtellen können wird, eine Menge, 
die ausreichen wird, um dem Kanal jelbſt in trockenen Jahren das er- 
forderliche Waſſer zur Verfügung zu ſtellen. 

Daß der oberſchleſiſche Induſtriekanal im Jahre 1937 fertiggeite 
jein wird, iſt in zweifacher Hinſicht von großer d Sun 
einmal deshalb, weil im gleichen Jahre der Mittellandkanal, 
der das rheiniſch-weſtfäliſche Induſtriegebiet mit Mitteldeutſchland und 
Berlin und über die märkiſchen Waſſerſtraßen auch mit den Oſt⸗ 
provinzen verbindet, in Betrieb genommen werden wird. Es war die 
ständige Sorge der oberſchleſiſchen Wirtſchaft, daß fie dann, ohne eine 
eigene leiſtungsfähige Waſſerſiraße, ihren Hauptabfagmarkt, Berlin, 
an die weſtdeutſche Konkurren; werde abtreten müſſen. Durch den Bau 
— . — . — . — ———— 
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muß, um ſeiner hohen Aufgabe gerecht zu werden. Es iſt zu erwarten, 
daß der Präſidentſchaftskandidat der Freiheitskämpfer zum Erwählten 
des Volkes werden wird. Die Staatsführung und die volle Verant- 
wortung für die Zukunft von Staat und Volk geht damit auf die 
Bewegung über. Eftland wird in die Reihe der Staaten treten, die in 
ſich den politiſchen Geſtaltungswillen einer neuen Zeit verkörpern. Der 
deutſche Feil der Bevölkerung Eftlands hat ſicherlich 
der Wahlparole der baltiſchen Nationalſofialiſten Folge geleiſtet und 
in feiner überwältigenden Mehrheit ebenſo geſtimmt, wie die Mehr- 
heit feiner Heimatgenoſſen. Mit der Umgeſtalkung des eſtuiſchen Staates 
im Geiſte der Erneuerung wird dem eſtländiſchen Deutſchtum wieder die 
Möglichkeit gegeben Jein, am politiſchen Aufbau der Heimat mitzu- 
wirken, öhne mit bewährten Otammesüberlieferungen in Swietracht zu 
geraten. —tg.— 


des Induſtriekanals und der verſchiedenen Staubecken, die den Waſſer- 
ſtand der Oder regulieren, iſt fie von diefer Sorge im wejen.lichen be 
freit. Außerdem ift die Fertigſtellung des Indujiriekanals im Jahre 
3937 auch aus politiſchen Grünsen bedeutſam. en dieſem Jahre läuft 
nämlich das Genfer Oberſchleſien abkommen ab. ür 
Deutſchland kann es bei der dann bevorstehenden Erörterung der 
Oberjchlejienfrage von großem Wert Jein, wenn es eine billige und 
leiſtungsfähige Verkehrsderbindung von Oberjchlefien zur Oftjee und 
zu den großen Verbraucherzentren Berlin und enitteldeueſchland in die 
Waagſchale zu werfen vermag. Eine vollſchiffig ausgebaute Oder, die 
durch einen für große Fahrzeuge zugänglichen Kanal bis direkt in 
das oberſchleſiſche Induftriegebiet hineinreicht, wird jederzeit die Kon⸗ 
kurrenz gegen die polniſche Kohlenmagiſtrale aufnehmen können. Sie 
wird auch auf den heute polniſchen Teil des Induſtriegebietes eine 
Anziehungskraft ausüben, die für die politiſche Willensbildung der 
dortigen Bevölkerung nicht ohne Bedeutung ſein wird. Der Kanalbau 
iſt, politiſch und wirtſchaftlich geſehen, der Ausdruck eines ſtarken 
deutſchen Behauptungs- und Geltungswillens im oberſchleſiſchen Grenz- 
gebiet, vor allem dann, wenn man ihn in Zujammenhang mit den 
Plänen eines Oder-Donau-Ranals in Verbindung bringt, dellen Ver⸗ 
wirklichung der ſchleliſchen Wirtſchaft eine ſtarke, nach Südosteuropa 
weiſende Polition verſchaffen und Schleſien einen guten Teil ſeiner 
alten, zentralen Stellung im Kontinentalverkehr, die es als meerfernes 
Gebiet im Seitalter des Seeverkehrs verloren hatte, zurückgeben würde. 
Auf polniſcher Seite ſcheint man ſich über dieſe politiſch-wirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung des Kanalbaues im klaren zu ſein. Denn ſeitdem der 
Bau beſchloſſen iſt, beschäftigt ſich die polniſche Preſſe wieder mit auf- 
fälligem Eifer mit den Plänen einer Binnenſchiffahrtsverbindung der 
oſtoberſchleſiſchen, Krakau-Bielitzer und Dombrowaer Indujtriereviere 
mit der Oſtſee und den Mittel- und Oſtwojewodſchaften Polens. Als das 
Rückgrat dieſer Verbindung it die Weichſel gedacht, die zu einer 
leiſtungsfähigen Waſſerſtraße ausgebaut und durch Schiffbarmachung 
ihrer Nebenflüſſe bis in die genannten Induſtriegebiete geführt werden 
Joll. Das Projekt, Jo heißt es, läge bereits im Verkehrsminifterium 
vor; es ſei vorgeſehen, es mit einem Koſtenaufwand von Joo Millionen 
Slotg im Laufe eines Jahrzehnts zu vollenden. 

Dor Ausbau der Oder und der Bau des Indultriekanals ſind weſent⸗ 
liche Faktoren im Neuaufbau der oſtdeutſchen Wiriſchaft und in der 
Stärkung der W e e gelkiih im ojtmitteleuropäi= 
ſchen Naum. Dasjelbe gilt von einem anderen, in letzter Seit wieder leb⸗ 
hafter erörterten Kanalprojekt, dem Hanſa kanal. Dieſer ſoll das 
rheiniſch-weſtfäliſche Induſtriegebiet mit den 
Hanfaſtädten verbinden; er foll, von dem jetzigen Dort- 
mund-Ems-Ranal ausgehend, bei Bremen über die Weſer führen und 
in den Hamburger Hafen einmünden, um von dort mit einem kurzen 
Verbindungsſtück in den Elbe-Trave-Ranal überzuleiten und bei Lübeck 
in die Oftjee auszulaufen. Dieſer Plan hat eine mehr als joojährige 
Geſchichte; er iſt bisher jedoch — ebenſo wie es bei dem oberſchleſiſchen 
Ranalprojekte der Fall war —, niemals über theoretiſche Erörterungen 
hinausgediehen. Jetzt beginnt dieſer Plan, da er von maßgeblichen 
nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftskreiſen befürwortet wird, ſchon greif- 
barere Geſtalt anzunehmen. Der Bau des Hanſa-Kanals würde ſich 
nach den fertig vorliegenden Plänen über drei Jahre erſtrecken und für 
dieſe Zeit etwa 4080 Alenſchen Beſchäftigung geben. Seine gefamten 
Baukosten würden 200 bis 220 Mill. AM. betragen. Daß dem Kanal 
eine große Bedeutung für die wirtſchaftliche und politiſche Stellung 
Deutſchlands im Oltjeeraum zukommen würde, liegt auf der Hand. Er 
würde das größte deutſche Induſtriegebiet auf dem 
kürzejten und billigſten Wege mit der Oftjee ver⸗ 
binden und zugleich den Ojtjeeländern den Abſatz 
ihrer Produkte auf einem der aufnahmefähigſten 
Märkte erleichtern. önsbeſondere Ostpreußen würde als Ab- 
nehmer und Lieferant näher an den deutſchen Weſten herangerückt 
werden. Deutschland würde in die Lage verſetzt, dem Vordringen eng⸗ 
liſcher, belgiſcher, holländiſcher und nicht zuletzt auch polniſcher Wirt- 
ſchaftsintereſſen im Oſtſeeraum Einhalt zu gebieten. Das rheiniſch- 
weſtfäliſche Industriegebiet könnte fi im Verkehr mit den Oſtlee- 
ländern unabhängig von der Vermittlertätigkeit außerdeutſcher Häfen 
machen. Bewußt wird von den Befürwortern des Kanalprojektes an 
die alte Tradition der die Oftfee beherrſchenden Hanſa angeknüpft. 
Bremen, Hamburg und Lübeck wären durch eine direkte Waſſerſtraße 
miteinander verbunden und könnten im Stil des alten Hanjabundes 
zu einer Hafengemeinſchaft gelangen. Die ungeheure, im Weften zu- 
ſammengeballte Wirtschaftskraft könnte leichter und unmittelbarer in 
den Dienſt der großen deutſchen Oſtraumpolitik eingeſpannt werden. 
Wenn die Oſtſee — wirtſchaftlich geſehen — wieder zu einem deutſchen 
Meer werden ſoll, dann find die Energien, die im rheiniſch-weſtfäliſchen 
Induſtriegebiet und in den Hanſaſtädten lebendig ſind, nicht zu ent⸗ 
behren. Und wenn andererſeits dieſe Energien, die heute durch die 
Umformung der Weltwirtſchaft zum nicht geringen Teile lahmgelegt 
ſind, wieder eine neue Aufgabe erhalten und in Übereinſtimmung mit 
dem raumpolitiſchen Heſtaltungswillen des deutſchen Volkes gebracht 
werden Jollen, dann iſt es notwendig, ihnen die Wege nach Oſten zu 
ebnen. Dieſe doppelte Notwendigkeit hebt das Projekt des Hanſa— 
Kanals über den Rahmen einer Arbeitsbeſchaffungsmaßnahme und 
örtlich gebundener Intereſſen hinaus und macht es zu einem bedeutſamen 
Glied in der Kette der Maßnahmen und Pläne des nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchland, die alle ein Siel verfolgen: die deutſche Wendung 
nach Oſten. 
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General Ritter von Epp. 


Ou den Männern, die von Anbeginn an an führender Stelle im 
Kampf gegen die Novemberverbrecher und im Ringen um die deutſche 
Auferftehung geſtanden haben, gehört General Nitter v. Epp, 
der Befreier Münchens von der Väteherrſchaft und jetzige 
Reichsſtatthalter von Bayern. Er wurde am 16. Oktober 
1868 als Sohn des Kunſtmalers Cpp in München geboren, konnte 
dieſer Cage olſo Jeinen 65. Geburtstag begehen. Bald nach feinem 
Eintritt in die Armee wurde der damalige Leutnant in die Kriegs- 
akademie kommandiert. Beim Boxeraufſtand in China 1994, 
u defen Niederwerfung er ſich freiwillig gemeldet hatte, erhielt er 
leine Seuertaufe, und der Hottentotten- und Herero- 
aufftand in Südweſtafrika machte den Namen des freiwilligen 
Kämpfers im deutſchen Heere berühmt. Zu Beginn des Weltkrieges 
rückte er als Major an der Spitze des 2. Bataillons des Münchener 
Infanterie-Leibregimentes ins Feld. Unter der glänzenden Führung 

. Jeines 1914 zum Oberſtleutnant und 1917 zum Gberſten beförderten 
Kommandeurs Epp hat das Regiment Hervorragendes geleistet; und 
dem tapferen Offizier, der bereits in China für feine Leiſtungen mit 
dem Preußiſchen Kronenorden ausgezeichnet worden war, wurde der 
höchſte baperiſche Orden, der Militär-Max-Joſeph-Orden und der 
höchſte preußiſche Kriegsorden, der Pour le mérite, verliehen. Nach Ende 
des Krieges ſah man ihn bald im Mittelpunkt des ji gegen das 
rote Regime in Bauern erhebenden Widerſtandes. Er wurde an der 
Spitze eines Freikorps zum Befreier Münchens. 1020 ſtand er im 
Ruhrgebiet als Führer der bayerischen Brigade gegen die Kommuniſten. 
Epp wurde dann innerhalb des neu gebildeten Neichsheeres baueriſcher 
Infanterieführer und zum Generalmajor befördert. Seine an das 


marxiſtiſche Regime offen bekundete und unmiß verständliche -Abjage 
brachte ihm die ärgſte Feindschaft der damaligen Berliner Negierungs⸗ 
ſtellen ein und am 31. Oktober 1923 nahm er den Abſchied. Bereits 
1026 ſtellte von Epp ſich in den Dienſt der nationatjofialiſtiſchen Be- 
wegung, um dem Führer des Dritten Reiches im unerſchütterlichen 
Kampfe gegen Verleumdung und marxiſtiſchen Terror, gegen Separa- 
tismus und jüdiſche Ausbeutung beizuſtehen. Das offene Bekenntnis 
des bekanntesten bayerijchen 979 fore hat viel für Adolf Hitler 
bedeutet. General v. Epp wurde 1028 der erſte nationalſozialiſtiſche 
Abgeordnete, den München in den Reichstag entſandte. Und als der 
Führer mit dem Neichsſtatthaltergeſetz die Neichsreform in Angriff 
nahm, konnte er für Bapern als Garanten der Einheit des Reiches 
keinen Beſſeren finden, als den bewährten Soldaten der alten Armee 
und den treuen Kameraden im Kampfe um den Wiederaufbau des 
deutſchen Volkes und Reiches. 

Gu ſeinem Geburtstage gingen General von Epp eine Unfahl 
Glückwunſchſchreiben und Telegramme zu. Für München war der 
Geburtstag des Neichsſtatthalters ein Seſttag. Eine beſondere Ehrung 
wurde von Epp durch den perſönlichen Beſuch des Führers zuteil, der in 
ſeinem und im Namen der Reichsregierung ihm die herzlichſten Glück 
wünsche überbrachte. An dem Frühſtück, das der baheriſche Miniſter⸗ 
präfident zu Ehren des RNeichsſtatthalters gab, nahmen auch der 
Führer des Bundes Deutſcher Often, Dr. Lüdtke, das Mitglied 
des Bundesführerrates, Dr. Kallweit, und der Stellvertreter des 
Landesführers Bayern, Spätb, teil. Der Bund Deutſcher 
Often iſt Holz darauf, einen ſolchen Mann als Mit- 
glied jeines Bundesführerrates zu befiten. 


Dr. Lüdtke vor der ſüddeutſchen Preſſe. 


Bundesführer Dr. Lüdtke empfing am 16. Oktober in 
München, die Preſſe zu einer Beſprechung, in der er ausübt 
über die Arbeit des Bundes Dentſcher Oſten und die deutſche 
Oſtaufgabe ſprach. Der Einladung waren die geſamte Münchener 

reſſe und ein großer Teil der übrigen ſüddeutſchen Preſſe ge⸗ 
olgt. Nachſtehend geben wir den Bericht wieder, der über dieſe 
Preſſebeſprechung in der Münchener Ausgabe des „Völkiſchen 
Beobachters“ vom 17. Oktober erſchienen iſt. 


Die Geſchichte und das Schickſal des deutſchen Oſtens iſt die Ge⸗ 
ſchichte und das Schickſal der ganzen deutſchen Nation. Deutjchland, 
das Herz Europas, das in feiner geiſtig-ſeeliſchen Neugeburt und 
ftaatlichen Umwandlung in ſich den weſteuropäiſchen Liberalismus über⸗ 
wunden hat, ſeine völkiſche Eigen- und Einzigart entdeckte, wohnt 
zwar „weſtlich“, wird aber durch ſeine politiſche Gefchichte erneut vor 
die großen Fragen und Schickſale geſtellt, die mit dem Begriffe und 
der Wirklichkeit „des deutſchen Oſtens“ gegeben ſind. Die Frage 
des deutſchen Oſtens, mehr als ein Kampf um den Wieder- 
anſchluß und die Wiedergewinnung geraubter Gebiete, iſt eine der 
deutſchen und europäiſchen Schick ſalsfragen 
ſchlechthin; die Gemeinsamkeit der Geſamtnation mit der Not und 
Lebensfrage des Oſtens als unſerem deutſchen Schickſal ſteht erneut 
zwiſchen den Spannungen zwiſchen unſerer politiſchen Wirklichkeit und 
der geiſtigen politiſchen Entſcheidung. 

Im Seichen ſolcher entscheidenden Fragen ſtand die geſtrige 
Prellebeſprechung, welche die Landes führung des 
„Bundes Deutſcher Often“ ins Landtagsgebäude ein⸗ 
berufen hatte und die durch die Anweſenheit des Führers des Bundes, 
des alten oſtmärkiſchen Kämpfers und Schriftstellers Dr. Fran; 
Lüdtke — wir haben im „Völkiſchen Beobachter“ auch auf feine 
ſchriftſtelleriſchen Leiſtungen oftmals hingewieſen —, der an der Spitze 
des Führerrates des Bundes Deutſcher Oſten arbeitet und zugleich als 
Leitet einer Hauptabteilung im Außenpolitiſchen Amte der Partei 
tätig iſt, ſowie durch die Anwoſenheit des Führers der Arbeitsgemein- 
ſchaft oſtpreußiſcher Negimentsderene, Dr, Kallweit, eine be- 
jondere Bedeutung erhielt. 

Der Stellvertretende Führer der Landesgruppe Bahern-Pfalz des 
Bundes, Spaeth, erteilte nach kurzer Begrüßung im Namen der 
Gruppe und ihres Führers, des alten Mitkämpfers des Volkskanzlers, 
Hanns Beer, dem Reichsführer Lüdtke das Wort zu einem zu- 
nächſt geſchichtlichen Rückblick, der die Segenwarts⸗ 
arbeit für den deutſchen Oſten in den Suſammenhang des 
groben Geſchehens der Seiten ftellte, Lüdtke zog eine große Linie von 

em Eintritt germanischer Stämme in die bewußte Geſchichte vor dem 
Ende des Nömerreiches, wo dem Oltraum bereits eine große Rolle im 
raſſiſch-völkiſchen und politiſchen Leben zufiel und der Oſten, von Oſt⸗ 
ermanen, Goten, Burgundern, Vandalen befiedelt, nach Blut und 

oden germaniſcher Beſitz war, über den tragiſchen „Hermanenzug aus 
dem Oſten nach Weſten“, wie es der Führer in ſeinem „Kampf“ 
Buche einmal gekennzeichnet hat, wie er ſich in der Völkerwanderung 
abſpielt; das Nückfluten ein Jahrtauſend ſpäter, als die deutſchen 
Stämme, beſonders das Bayernland und Heinrich der Finkler in 
Niederſachſen, die erſten Grenzmarken Jchaffen, über die deutsche Oft- 
koloniſation, das Werk des deutſchen Ritterordens, den Ausbau der 
deutſchen Herrſchaft durch Friedrich, den großen Preußenkönig, und 
den Niederbruch am Weltkriegsende, aus dem nur die Gren zab⸗ 
. mit dem Ergebnis für das Deutſchtum und 

er Wagemut und Wille zur Meifterung des Schickjals im deutfchen 

lachen Grenzſchutz als einzige Lichter hervorleuchten, bis bin 

lich zur neuen deutſchen Oftbemwegung, in der ſich viele 


einzelne Verbände mit der nationalſozialiſtiſchen Bewegung zulamnen- 
fanden in einem großen Volksſtrom, der heute im 
Bunde Deutſcher Oſten nach des Führers Bestimmung ſeine 
wirkjame Organijation und praktiſche Arbeits- und Einſatzmöglichkeit 
gefunden hat. In dem geſchichtlichen Bilde wurde beſonders anſchau⸗ 
lich, daß die Länder des deuiſchen Oſtens uraltes germaniſch-deutſches 
Gebiet Jind, nicht fremdes, wie unſere Nachbarn immer wieder be⸗ 
haupten, nicht aus irgendeinem imperialiſtiſchen Streben gewonnen, 
ſondern altes Land unjerer Väter mit der Blüte einer hohen 


deutſchen Kultur. 

Sehr lebendig zog der Redner Vergleiche zwiſchen dem 2. Thorner 
Frieden mit der Schaffung (damals ſechon einmall) eines KRorridors, 
polniſcher Oberhoheit, freler Stadt Danzig, wobei der Liberalismus, 
der Materialismus und der Internationalismus der reichen Städte des 
15. Jahrhunderts den Sieg über das nationalſozialiſtiſche Vorbild der 
bewußt nationaliſtiſchen und in ihrer Gemeinſchaftsarbeit ſozialiſtiſchen 
Nitterſchaft des deutſchen Ordens den Sieg davontrug. — Lüdtke 
teilte im übrigen mit, daß Reichsſtatthalter von Epp der 
Bitte des Bundes Deutſcher Olten, in den Bundes 
führerrat einzutreten, mit herzlichem Danke und 
um ſeinerſeits die Gemeinſambeit der Arbeit des 
Bundes mit der bayeriſchen Hrenfarbeit zu be⸗ 
tonen, angenommen habe. Der Führer ſelber hat wieder⸗ 
holt feiner Verbundenheit mit dem Oſtraum Ausdruck gegeben — 
er ſtammt ja ſelber aus dem (öſterreichiſchen) Oſtraum — und dabei 
betont, daß Deutſchland nicht den Weg friedlicher Arbeit mit den 
Nachbarvölkern verlaſſen, lie achten, aber auch Jeinerfeits Achtung 
fordern will; ſeine beiden Friedensreden vom Mai und vom letzten 
Samstag zielten in dieſe Richtung, und im September wechſelte er in 
Tannenberg mit dem deutſchen Aarſchall Handſchlag und Gruß. 

Der Bund Deutſcher Often, angeregt von Alfred Rojen- 
berg, als der einheitliche Bund aller in der Oſtarbeit Tätigen, 
unter der Schirmherrschaft des preußiſchen Oberpräfidenten Wilhelm 

ub e, hat die beiten Namen in Jeinem Sührerrat vereinigt: die 
Staatsminifter SJler und Schemm, Neichsſtatthalter von Epp 
in Bayern, die Oberpräfidenten und Gauleiter der 
Oſtprovinzen und die Sührer der Oſtbewegung über- 
haupt. Gegliedert in Landes- und Ortsgruppen (die Schirmherrschaft 
der bayerischen Gruppe hat Miniſter Eſſer inne, im Landesführerrat 
find Prof. Karl Alexander von Müller, die Oberbürger- 
meifter Siehler, München, und Liebel, Nürnberg, und Grau 
Winifried Wagner), it der Bund ein arbeitsfähiges 
Werkzeug deutſchen Lebenswillens, das je nach der 
kulturellen und sozialen Lage der einzelnen Grenzlandabſchnitte ein⸗ 
geſetzt wird. 

Bayern mit ſeiner Oftmark leiſtet hier in beſonderer Weise 
durch Förderung der Heimarbeit und Protektorate 
der Grenztheater und durch einen für Berlin vorbereiteten 
großen Abend der bayeriſchen Oftmark in der bayerifchen 
Geſandtſchaft das Seine. Das Bundesziel iſt die Erfüllung des 
Sührerwortes, den deutſchen Zug vom Oſten nach 
Weſten abzuftoppen, das Antlitz ganz Deutſch⸗ 
lands nach dem Oſten zu wenden, in dem es heute zuerft 
gelungen ift, den Sluch der Arbeitsloſigkeit zu befeitigen, den Willen 
zur Rückbefſedlung des Oftens im deutſchen Volke 
zuſtärken. Der Bund wird dafür Jorgen, daß das 3. Jahrtaufend 
der deutſchen Geſchichte, deſſen welle wir ſchon überschritten, die 
dem deutschen Volke im Oſten geſtellten Aufgaben erfüllt. 
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Beſucht den deutſchen Gſten! 


Herbſtzauber auf der Kuriſchen Nehrung. 

In Oſtpreußen it der Herbſt in dieſem Jahre von einer ſeltenen 
Schönheit, und beſonders ſchön iſt er zweifellos auf der Kuriſchen 
Nehrung, dieſer eigenartig- eigenwilligen Urweltlandſchaft mit der Ein⸗ 
jamkeit der gigantiſchen Dünen, mit den urwildhaften Elchen im ſtillen 
Erlenbruch. Jetzt leuchtet das Laub in den bunteſten Herbſtfarben, die 
mannshohen Farne, die Kleinblumenwelt und das Moos ſterben all- 
mählich ab, und nur die knorrigen Söhren, Sichten und ſchlanken Tannen 
zeigen ihr immergrünes Kleid. 

Ein fat unwirklicher Sarbenzauber umſpielt die hohen Wander⸗ 
dünen auf der Haffjeite, die der Nehrung ihr charakteriſtiſches Gepräge 
geben. Der Triebjend gerät durch die Herbſtſtürme in Bewegung, mit 
Säufeln und Zirpen bilden ſich aus den unendlich ſeinen Sandkörnchen 
kleine, allmählich wachſende Sandwolken und bringen die Dünen zum 
Wandern. Wie eine ferne Welt erſcheint uns die Nehrungslandſchaft, 
wenn der Nordweſt gegen die Oftfeeküfte brüllt und donnert, wenn der 
feine Sand über die „Alte Poſtſtraße“ und die niedrigen Dünengräſer 
bias nach der Haffleite zu flieht und auf der Haut wie Nadelſtiche 
prickelt 9 

Auf der Nehrung zieht mit dem Herbit die große Einſamkeit ein. 
Die Schar der ſommerlichen Säfte it längſt wieder daheim, und für 
die Einwohner beginnt die Seit der Vorbereitung auf den langen, kalten 
oſtpreußiſchen Winter. Das ſtürmiſche Wetter hat den Slundern- und 
Heringsfang zum Erliegen gebracht. Jetzt werden Kienäpfel und Holz 
für den Winter geſammelt, und die Kartoffeln werden eingemietet. In 
dem feinen Dünenjand, zwiſchen den erſten Söhren, die unmittelbar an 
die Seedünen grenzen, errichten die Fiſcher ihre Mieten, denn wegen 
der Criebſandgefahr haben ihre Häufer keine Keller. In Nolſitten 
hat man das Pfarrhaus auf einem künjtlich befeftigten hohen Hügel 
erbaut und mit großen Kellern verſehen, in denen Obſt, Semüſe und 


Mitteilungen des BDO. 


Die Landesgruppe Berlin. 

Die Landesgruppe Berlin des Bundes Deutſcher 
Often eröffnete am 18. Oktober im Harnack⸗ Haus, Verlin-Dahlem, 
die Reihe ihrer Winterveranſtaltungen, die unter das Motto „ Die 
Dentjhe Nation und der Offen“ geſtellt iſt, mit einem Vortrag des 
Referenten im Neichsinnenminkſterium, Pg. Dr. Georg Ufadel, 
M. d. N. Pg. Dr. Ufadel, der zugleich auch Leiter der Abteilung für 
oltpolitiſche Schulung im BDO. if, Sprach über das Thema „Der 
Ofen im Dritten Reich“. Auf den bedeufjamen Vorkrag 
kommen wir in der nächſten Folge des „Ostland“ noch ausführlich zurück. 
Den Gruppen des BDO wird der Vortrag als Werbe- und Arbeils⸗ 
material im Druck zur Verfügung geftellf werden. 


50. „ 
50. — 
1— „ 
15 „ 
9,50 „ 


Stand am 18. Oktober 1933 1902,70 AM. 


Buchbeſprechungen. 


Der Sieger vom Kahlenberg. 


Einem Jo betitelten Artikel von Karl Meyerle in der „Deut 
chen Seitſchrift“ Nr. 12 (Verlag Georg D. W. Callweg, 
München) entnehmen wir folgende Stellen, die trefflich die Volle 
tharakteriſieren, die der polniſche Köni Johann Sobieſti i. J. 1683 
bei der Befreiung Wiens von den Türken geſpielt: „Es bedurfte der 
eigenen Bedrohung Polens durch die Türken, es bedurfte der 
enrgiſchen Sürjprache des Papſtes, und vor allem: es bedurfte vielen 
Geldes, um ihn (d. h. Sobieſki) dam zu bewegen, mit dem Kaiſer ein 
Bündnis einzugehen. Und als Sobiejki den Bündnisvertrag in die 
Hände des Papftes hatte beſchwören müſſen, fuhr er trotzdem fort, 
die Säden nach Paris, zu den ungariſchen Llufſtändiſchen unter Cököly, 
ja, zu den Türken zu Jpinnen. Man fand ſpäter im Selt Kara 
Muſtaphas die Bewelſe .. Su 40000 Mann hatte der Pole ſich 
verpflichtet. Mit 15 oo — 14000 Mann kam er an, und feinen 
Aumarſchweg begleiteten die Klagen der Einwohner über Plünderung, 
Brandſchatzung und Gewalttat ſeiner Soldaten, in deren Troß von 
10000 Menſchen ſich allerlei Heſindel befand. Am 31. Auguft, als die 
Not längjt am höchſten ſtand, kam er an und erſtrebte mit Intrigen 
und der Erpreſſung, er werde wieder abziehen, vom Kaiſer den Ober- 
befehl. Die alten, erbgeſeſſenen Neichsfürſten des Hoeres, die den 
Waßlkönig nicht für voll nahmen, waren aufs höchſte erbittert. 
Kaiſer Leopold, an ſich eine unkriegeriſche Natur, gab ſchließlich nach, 
und Jo konnte ſich Sobieſki des Oberbefehls über e Entſatz⸗ 
heer rühmen. Freilich, das war nur nach außen. on dem ganzen 


Kartoffeln der geſamten Bevölkerung untergebracht werden. Im 
Winter iſt dann die. Pfarrersfrau hier auch Hüterin des Wintervorrats 
der Gemeinde. 

Köſtlich und erfrischend zugleich iſt eine Fahrt in den Nehrungs⸗ 
berbjt, in die unendliche Stille der großen Einſamkeit! 


Neue Grenzland⸗ Bande in den ſchleſiſchen Bergen. 


Das ſchleſiſche Bergland, das „Land der Bauden“, wird noch in 
dieſem Herbſt um eine neue Baude bereichert werden. Am 2). Oktober 
foll die neuerrichtete Andreas-Baude im Waldenburger Bergland 
feierlich eingeweiht werden. Gemäß ihrer Beſtimmung, eine Stätte 
deutſcher Kultur im Grenzlande zu fein, erhält die 
Baude in ihren Räumen künſtleriſchen Schmuck in Sorm von ſchleſiſchen 
nee und das Bedienungsperſonal wird die Tracht des 

aldenburger Berglandes tragen. Um den einheitlichen künſtleriſchen 
Charakter der Innenausſtattung zu wahren, werden die Wände der 
Haſträume frei von jeglicher Reklame fein. Die Baude wurde vom 
Verkehrsamt für das Waldenburger Bergland errichtet; die Bewirt⸗ 
ſchaftung wurde dem bisherigen Wirt der „Hohe-Menſe-Baude“ in 
der Grafſchaft Glatz übertragen. 

Seedienſt Ostpreußen ſoll ausgebaut werden. 

Am 18. und 19. Oktober findet in Tilfit die alljährliche Herbſt⸗ 
beſprechung des Seedienſtes Ostpreußen ſtatt, die ſich im beſonderen 
mit den 1933 geſammelten Erfahrungen befafjen wird. Angeſichts des 
enormen Aufſchwunges, den gerade der Seedienſtverkehr in dieſem 
Jahre genommen hat, befteht die Ablicht, die 1033 erstmalig bis 
Lübeck⸗Cravemünde ausgedehnten Fahrten, die ſich eines beſonders 
ſtarken Zufpruches Jeitens der nord- und weſtdeutſchen Gebiete, 
namentlich auch aus Kreiſen der wanderluſtigen Jugend erfreuen 
konnten, im nächſten Jahre zu vermehren. 


Schlacht- und Feldzugsplan ſtammt nicht ein Gedanke aus Jeinem 
Kopf. Unbeſtrittener Feldherr und Führer war und blieb Karl 
von Lothringen, des Kaiſers genialer und getreuer General 
ſeit vielen Jahren, der ſtets mehr ſein als ſcheinen wollte. Er wies 
den Truppen ihre Plätze an und leitete die Schlacht bis zum Erfolg.“ 


Uſedom- Wollin. Ein Heimatbuch und Neiſejührer, imm Namen der 
Lehrer-Arbeitsgemeinſchaft der Infeln Ujedom und Wollin heraus- 
gegeben von Peter Auguſt Nolfs. Verlag Julius Beltz, 
Langenſalza, Berlin, Leipzig. 1953, 2 Bände von 143 
und 367 Seiten. — Das Buch enthält Beiträge von Mitgliedern der 
Lehrer-Arbeitsgemeinſchaft unjerer beiden Ojtjee-Önfeln ihedom und 
Wollin. Es will die Augen öffnen für Kräfte, Güter, Schönheiten der 
Natur dieſer Inſeln, für die Art, das Leben, die Arbeit ihrer Menjchen. 
Dieſes Siel iſt erreicht worden. Hern wird beſonders der Gaſt aus der 
Fremde das Buch zur Hand nehmen, um ſich durch die lebendig ge⸗ 
schriebenen Beiträge über die Wanderungsmöglichkeiten die Geſchichte 
der Inſeln, ihre Vogelwelt, ſeltene Pflanzen oder über Sage und Dich- 
tung zu unterrichten. Dem Werk find gute Aufnahmen und eine Über- 
ſichtskarte der Infeln Uſedom und Wollin beigefügt. Dr. 8. 
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le, 
untertükteinen oſtmärter im Wiederaufbau! 


ür Zunge und Magen ift gut geſorgt, wenn in der Küche Maggi's 
Würde 2 8 5 11795 Denn wenige Tropfen der ſeit Jahrzehnten 
bewährten Maggi's Würze verbeſſern und verfeinern nicht nur ganz 
überraschend den Geſchmack der Suppen, Soßen, Gemüje und Salate, 
Jondern ſie machen die Speiſen — wie ärztlicherfeits anerkannt — a0 
gleich bekömmlicher. Die forglame Hausfrau Jollte deshalb Maggi's 
Würze jtets vorrätig halten. 


Im einfachen wie im feinen Haushalt 
leistet MAGGI Würze 
vorzügliche Dienste 
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5 er a voriger Woche erfolgte Zuſtimmung 
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die Reichsbank in die Lage verſetzt wird, Aükäuſe von 
Wer papferen durchzuführen. 
ſteigerung der Rentenwerte zur Folge. 
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die. 
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ihren 


Tagen verſtärkte ſich das Angebot in Schuldbuchforde⸗ 
5 anſcheinend aus Abgabe von ausländiſchen 
Der hiervon bewirkle Kurs⸗ 
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rungen, d. 


Kreiſ. 


engen Grenzen. 
10 er Umſchwung feftnefteitt werden, To 
wieder eingeholt werden konnten. 


bſchläge zum Teil 
Am gleichen Tage wurden folgende unverbindliche Ver⸗ 


v. H. Reichsſchuldbuchforderungen. 


zur Anderung des Bankgeſetzes, nach 


hatte eine große 
die 


wirkte ſich Ankündigung 
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H. — alt verzei 
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Die Feſtſchrift 
die zur Feier des 25 jährigen Be⸗ 
ſtehens der Chriſtuslirche in 
St. Lazarus und der Matthäi⸗ 
kirche in Wilda von den Paſtoren 
D. Rohde und Brummak 
in Poſen herausgegeben worden 


ich⸗ 


en I. 


(S. 224) von Paſtor Gürtler 
empfohlen wird, iſt von größtem 


5 5 I. II. 
99 v. . 3 v. B. 10% 5 H. 975 u Intereijefürafl.ehem.en. Poſener. 
a 902 „ 10 67 „ 6075 ” Beſtellungen auf dieſe Feſtſchriſt können 
ET u 1, 864 „ [Unter gleichzeitiger Einſendung des für 
rgb Se 19445 5177 v. H. 1916-48 51 v. H. unſere Leſer ermäßigten Betrages von 


Familiennachrichten. 
audwirt Wilhelm Bruck u 
RE in Knſchlin, Kr. 


Bertha, 
Landwirt. 


am 
Rotſchin, Kr. Sa am 18. 10. 
Frau Luiſe S Sch ö nf 
Polen, aut 13. 10. 
Dittmann,, 


tstage: 
Sneittitr. 9, fr. 
Paul 

pen, am 15. 10. — Arthur 


r. Argengu bei Hohenſalza, am 8. 10., 
geb. wem 


ve Mathilde Ohe im. 
enheimer Str. 1, fr. Graudenz, am 9. 
Schuhmgchermeiſter Ludwig Jahns, 

jetzt bei feiner 927 75 A. Todt in Kottbu 


82 


Geſtern abend um 9 Uhr rief Gott 
der Herr meinen treuſorgenden Mann, 
unſeren unvergeßlichen Vater, den Land⸗ 
wirt, jetzigen Gaſthofbeſitzer 


Franz Magdeburg 


im ſich Lebensjahre nach ſchwerem Leiden 
zu ſich. 
In tiefer Trauer: 
Emma Magdeburg, 
geb. Hauptmann, 
Walter Ma 5 
Charlotte Magdeburg. 


Bobersberg, früher Alexandrowo bei 
Birnbaum, den 17. Oktober 1933. 


Die Beerdigung findet am Donnerstag’ 
dem 19. Oktober, nachmittags 3 Uhr, ſtatt. 


Neu⸗ 
Wilhelm 


d in Berlin 


800 Pf. und 20 Pf. für Poſtgebühr und 
Verpackung, zuſammen alſo 1 RM., auf 
das Poſtſchecktonto Berlin 104 720 an uns 
aufgegeben werden. 


Bund Deutſcher Offen 
Berlin W 30, Motzſtraße 22. 


nd 


ir. 
us, 


Die 


Arbeitsgemeinſchaft Oſtpr. Reniments- 
vereine (A. 9. R.) im Bund Deutſcher Often“ 


veranſtaltet 

am Sonnabend, dem 21. Oktober 1933. 
20 Ahr, in der „Philharmonie“ zu 
Berlin, Bernburger Str. 22a (nahe 
Potsdamer Platz) eine große öffentliche 


Mupreußen-Trouekundgebung 


verbunden mit der Sahnenweihe 
des Vereins der Kameraden des ehem. 
DeutſchenOrdens⸗Infanterie Regiments 


Nr. 152. 
Konzert : . Fahneneinmarſch :- Vor⸗ 
führungen := : Deutſcher Tanz 


ilt, und die in Nummer 19 (1932) 


Eintrittskarten im Vorverkauf 0,75 M., 
an der Abendkaſſe 1, — M. 


Aufbaukredit 


für Grenz- u. Auslandsdeutsche G.m.b.H. 


Berlin W. 30, Motzſtraße 22. Tel. 


verwertung von 


6% Reichsschuldbuchforderungen 


durch Verkauf und Beleihung (im Rahmen 
der uns zur Verfügung stehenden Mittel) 


Beratung in Vermögensanlagen 
und allen Kreditangelegenheiten 


Abwicklung all.bankmäßigen Geschäfte 


Verlag: Bund Deutiger Oſten E. V., 
Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. 


Der 110 


die Anſchrift einer 
| Familie Glarner 

(Kreisausſchuß⸗ od. 
Steuerſekretär, Tochter 
heißt Erika), die in den 
Jahren 1905—08 evtl. 
noch länger in Schwetz 
a. d. Weichſel gewohnt 
hat? Mitteilung erb. 
u Frau Martha Ichulz, 


Oftmärker! 


| Beachtet 


B 5 Barbaroſſa 9061. 


die Anzeigen im 
„Oſtland“! 


Oſtmärker! 


Hannover, Marienfir. 5. 


eee 


Proviſionsfreil 


Glänzende Existenzen! 
Anzahlung M. 


Grundſtück, als Couriſten- oder 
Jugendheim aa in Silber- 
berg (Culengebirge) .. 

Sabrikgrdſt. m. Wohnh. in be⸗ 
deutend. Induſtrievorort ai 
Dresden Vereinb. 

Rartonagenfabrik in lebh. Die 
duftriejtadt Schleſiens; Preis: 

Landhaus - Villa in bekanntem 

Sommer- u. Winterkurort d. 
Baur. Alpen 

Serrenfit Iehlofartig) in Obere 
ayern . Vereinb. 

Sabrikgrundft. (ar. Komplex) in 
Altenburg (Chür.). . . n. Vereinb. 

Alteingeſeſſ. e 
in Stettin . 

Wohn⸗ u. Geſchäftsbaus a. d. 
Peripherie v. Berlin m. Kolo- 
nialwarengeſch. einſchl. Filiale 
am gleichen Ort u. Wander- 
betrieb in Umgeb. . 

Billa in born ft Lage d. ebe⸗ 
maligen Neſidenzſtadt Oeſſau 

Wohnhaus m. Laden (Drogerie), 
Nähe Greifswald. 

Landhaus a im Riefengeb. 

Wohngrdſi. m. Holzwarenfabrik 
in Rieja . 

Sabrikgrundft, 
Dresden 

Penſionsvilla m. 
benräumen für 


12.000 


12.000 


50 o 


55 O0 


in ER: Ber. 
gewerbl. Ne⸗ 
etriebe jeder 

rt, auf Nügen 
Sejchäftsgröft. (Glas-, Porzel⸗ 

lan-, Galanterie- und Spiel= 

waren, Haus- u. Küchengeräte) 

in mittl. Stadt Schleſiens; n. Vereinb. 
Weltſtadt-Hotel erſten Ranges 

(Pachthoke), 6d Simmer, in, 

Dresden 
Landhaus - Billa im bekannten 

Solebad Köſen 
Weltſtädtiſches Konzertkaffee in 

Frankfurt a. M.. . Preis: 
Villa i. bekannt. deutſchen Kur- 

ort a. Bodenlee . . 
6-Familien-Wohnh. m. gewerbl. 

1 in Mechklenb., . % 
om 25 000 
a u. Sefchäftsgrundft. m. 

Bierverlag u. Sauerkohlfabrik 

in bekannt. Stadt d. Provinz 

Sachjen . > . n. Vereinb. 
Waſſermühle (Curbinenantrieb) 

m. gr. landwirtſch. Betrieb im 

Kreiſe Pyrit 
Landhaus - Villa (oberbaur. Stil) 

i. bekannt. oberbayr. Sommer- 

friſchenort .. . n. Vereinb. 
Sabrikgrdjt. m. Wohndilla i in be⸗ 

deut. Indujtrieort Thüringens 
Landhausgrundſt., Nähe Ebers⸗ 

walde. Evtl, Tauſchl A 
Villengrdſt. b. Ba Warmbruünn # 

im Riejengel . 2300 
Hotelgrdſt. i. e Geſchäfts⸗ 

ſtadt, nahe Dresden . . 2040 ooo 
Wohn- u. Geſchäftshaus in leb=- 

bafter Stadt a. d. Sulda, 1 

Bebra 5 Vereinb. 
Saltwirtjchaftsardit. m. Kolonial- 

wareuhoͤlg. 1. kl. Stadt a. Harz 12 vo 
Ausflugslokal (Erholungsheim) 

m. 5% Mg. Wald, Park u 

Acker i. Rummeisburg (Dom) 15 000 


Bild-Prokpekte koltenlos durch: 
KOCH & Co., Berlin W 35 
Dörnbergstraße 1. Tel.: B2 Lützow 59 33. 
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20.000 
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